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Schritt 1: Ausfiillen und unterschreiben

Kontoeroffnungsantrag* * bei Gemeinschaftskonten

ver * Unterschrift und Angaben von
Empfangsbestitigung . . .
jedem einzelnen Kontoinhaber

Informationsbogen fiir den Einleger* erforderlich
Selbstauskunft*

Anlassbezogene Abfrage des Kirchensteuermerkmals*
Datenschutzrechtliche Einwilligung*

Schritt 2: Identitdtsfeststellung

Bitte unter "Downloads - POSTIDENT" ausdrucken
‘ fiir jeden einzelnen Kontoinhaber erforderlich

Bitte gehen Sie mit folgenden
Unterlagen zu einer Postfiliale

Ilhrer Wahl:
Bei Bedarf beilegen:
1 Postldent-Coupon Freistellungsauftrag
2 lhren giltigen NV-Bescheinigung
Personalausweis (oder
Reisepass +

Meldebescheinigung)

3 verschlossener und frankierter = O
Umschlag mit lhren

Kontoeroffnungsunterlagen

Mit Versand lhrer Unterlagen muss bereits die Uberweisung lhres Anlagebetrages erfolgen. Bei der im
Kontoeroéffnungsantrag angegebenen Bankverbindung handelt es sich um ein Sammelkonto fiir alle
Neuanlagen. Sobald uns die Kontoeréffnungsunterlagen und der Geldeingang erreichen, vergeben wir
lhnen eine personliche Kontonummer, die lhnen nach ca. 10 Werktagen nach Eroffnung in Form einer
Anlagebestatigung postalisch mitgeteilt wird.

Wir bedanken uns fir Ihr entgegengebrachtes Vertrauen!
lhre Greensill Bank AG
Martinistr. 48

28195 Bremen

Zentrale Bremen / Tel.:(0421) 3075-0 / Fax: (0421) 3075-230 / eMail: service@greensill-bank.com



Kontoer6ffnung US Dollar - Festgeld fur Privatkunden

Interne Angaben der Bank

Name:

Kundennummer: Kontonummer:

i+ Greensill

Bank

|Ihr einfacher Weg zu mehr Prozenten:

Anrede

Kontoinhaber 1
[ Jer

Name, Vorname

[ e

Stralle, Nummer

PLZ, Ort

Geburtsname

Geburtsort

Beruf / Branche

Selbstandig

Telefonnummer

Kontoinhaber 2
Anrede

[ Jher

Name, Vorname

[ e

Geburtsdatum

Familienstand
Staatsangehorigkeit
Steuer-Identifikationsnummer

E-Mail-Adresse

StralRe, Nummer

PLZ, Ort

Geburtsname

Geburtsort

Beruf / Branche

[]

Selbstandig

Telefonnummer

Geburtsdatum

Familienstand
Staatsangehorigkeit
Steuer-Identifikationsnummer

E-Mail-Adresse

Hinweis: Bei Angabe von zwei Kontoinhabern wird das Konto als "Oder"-Konto gefiihrt. Jeder Einzelne der Genannten ist berechtigt, allein tiber das Konto zu verfiigen. Es

gelten die Sonderbedingungen fir Gemeinschaftskonten.

Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten gemaR Geldwaschegesetz:

Ich/Wir versichere/n, dass ich/wir im eigenen wirtschaftlichen Interesse und nicht auf fremde Veranlassung (insbesondere nicht als Treuhdnder) handele/n. Die

Geldanlage erfolgt flr private Zwecke

Ergdnzend gelten die Allgemeinen Geschaftsbedingungen (AGB) der Greensill Bank AG, die Sonderbedingungen fiir das USD-Termingeld sowie die Allgemeinen

Bedingungen und Informationen zum Fernabsatz.

Mittelherkunft:

Gehalt, Rente, Pension

Selbstandigkeit

Die Einzahlung in H6he von USD

Erbe/Schenkung

Verkauf von Eigentum

Ersparnisse

Lotterie/Spiel

Bankverbindung:

IBAN DE39290202009999900020

Information fiir Ihre Hausbank: Verrechnungsweg tiber die DZ Bank AG BIC: GENODEFF

Die persénliche Kontonummer teilen wir lhnen nach erfolgter Zahlung mit.

I:l Sonstiges - bitte erganzen:

erfolgt per Uberweisung an folgende
bei der Greensill Bank AG Bremen

(BIC: NFHBDE21XXX).




|Sie haben die Wahl!

[]

[]
[ ]

Greensill - USD - Festgeld - Laufzeit min. 30 Tage bis max. 12 Monate Mindesteinlage: USD 20.000,00

Laufzeit: Zinssatz in % p. a.:

Die Anlagedauer verlangert sich automatisch um dieselbe Laufzeit, sofern die Bank nicht spatestens zwei Bankgeschaftstage vor dem Ende der
Laufzeit eine abweichende Weisung des Kontoinhabers erhalt. Das Guthaben wird mit dem Zinssatz verzinst, der sich am ersten Tag der Laufzeit und
gegebenfalls am ersten Tag des jeweiligen Verlangerungszeitraums ergibt. Aktuelle Konditionen kdnnen unter www.greensill-bank.com abgerufen
werden.

Keine automatische Verlangerung und Riickiiberweisung auf das Referenzkonto.

|USD - Referenzkonto

IBAN
Kontoinhaber

BIC

Institut

X X

Ort, Datum

Unterschrift Kontoinhaber 1 Unterschrift Kontoinhaber 2

Soweit der PEP-STATUS nicht institutsintern anderweitig geklart wird (z.B. durch Geno-SONAR):

Uben oder iibten Sie oder ein enges Familienmitglied von Ihnen (direkter Verwandter oder Ehegatte) ein wichtiges 6ffentliches Amt aus?

I:l Nein.
|:| im Inland

I:l Ja, Ubt(e) das folgende

wichtige Amt

|:| im Ausland in aus.

Legitimation/Identitatsprifung

Wir sind gesetzlich verpflichtet, zur Er6ffnung von Konten die Identitdt des/der Kunden zu tberpriifen. Bei Kontoeréffnungen auf dem Postweg bedienen wir uns dazu der Hilfe der Deutschen Post
AG. Bitte lassen Sie mittels beigefligtem Postldent-Coupon die Identitatsfeststellung bei einem Postamt Ihrer Wahl vornehmen. Erteilte Postvollmachten haben keine Giiltigkeit. Die bei der
Abwicklung erhobenen Daten werden durch die Deutsche Post AG nicht gespeichert.

Interner Vermerk:

K1 Datum Postldent

K2 Datum Postldent gepriift:
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*Bitte Formulare ausgefiillt und unterschrieben an uns zuriick!!!

Empfangsbestatigung:

Hiermit bestatige(n) ich/wir, von den folgenden Unterlagen jeweils ein Exemplar erhalten zu haben:

Kontoer6ffnungsantrag*

Informationsbogen fiir den Einleger*

Selbstauskunft zur steuerlichen Ansassigkeit*

Anlassbezogene Abfrage des Kirchensteuermerkmals*

Datenschutzrechtliche Einwilligung*

Datenschutzhinweise

Allgemeine Geschaftsbedingungen der Bank

Allgemeine Bedingungen und Informationen zum Fernabsatz

Sonderbedingungen fiir USD-Termingeldkonten

(N O O

Beschwerde- und aullergerichtliches Streitbeilegungsverfahren

Bei der Angabe von zwei Kontoinhabern:
Sonderbedingungen fiir Gemeinschaftskonten

Ort, Datum Unterschrift Kontoinhaber 1 Unterschrift Kontoinhaber 2



Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

mit dem folgenden ,,Informationsbogen fiir den Einleger” unterrichten wir Sie gemall § 23a Abs. 1 Satz 3 des

Greensill
Bank

Kreditwesengesetzes liber die gesetzliche Einlagensicherung.

Informationsbogen fiir den Einleger

(gesetzliches Einlagensicherungssystem)

Einlagen bei der Greensill Bank AG sind geschiitzt durch:

Entschadigungseinrichtung deutscher Banken GmbH

Sicherungsobergrenze:

100.000 Euro pro Einleger pro Kreditinstitut

Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut
haben:

Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden
,aufaddiert” und die Gesamtsumme unterliegt der
Obergrenze von 100.000 Euro.

Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder mehreren
anderen Personen haben:

Die Obergrenze von 100.000 Euro gilt fiir jeden einzelnen
Einleger.

Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts:

7 Arbeitstage

Waihrung der Erstattung:

Euro

Kontaktdaten:

Entschadigungseinrichtung deutscher Banken GmbH
Postfach 110448

10834 Berlin

Telefon: 030 590011960

E-Mail: info@edb-banken.de

Weitere Informationen:

www.edb-banken.de

Empfangsbestatigung durch den Einleger:

Bitte beachten Sie die Erlduterungen auf der Riickseite.



http://www.edb-banken.de/

Zusitzliche Informationen

Zweistufiges Einlagensicherungssystem
lhre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem und einem vertraglichen Einlagen-sicherungssystem
gedeckt. Im Falle einer Insolvenz |hres Kreditinstituts werden lhre Einlagen in jedem Fall bis zu 100.000 Euro erstattet.

Allgemeine Sicherungsobergrenze

Sollte eine Einlage nicht verfiigbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen kann,
so werden die Einleger von dem Einlagensicherungssystem entschédigt. Die betreffende Deckungssumme betrdagt maximal
100.000 Euro pro Kreditinstitut. Das heillt, dass bei der Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut
gehaltenen Einlagen addiert werden. Halt ein Einleger beispielsweise 90.000 Euro auf einem Sparkonto und 20.000 Euro auf
einem Girokonto, so werden ihm lediglich

100.000 Euro erstattet.

Sicherungsobergrenze fiir Gemeinschaftskunden
Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 Euro fir jeden Einleger.

Einlagen auf einem Konto, liber das zwei oder mehrere Personen als Mitglieder einer Personengesellschaft oder Sozietat,
einer Vereinigung oder eines ahnlichen Zusammenschlusses ohne Rechtspersonlichkeit verfigen kdnnen, werden bei der
Berechnung der Obergrenze von 100.000 Euro allerdings zusammengefasst und als Einlage eines einzigen Einlegers
behandelt.

In den Fallen des § 8 Absdtze 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind Einlagen tber 100.000 Euro hinaus gesichert.
Weitere Informationen sind erhaltlich tber www.edb-banken.de.

Erstattung
Das zustandige Einlagensicherungssystem ist

Entschadigungseinrichtung deutscher Banken GmbH
Postfach 110448

10834 Berlin

Telefon: 030 590011960

E-Mail: info@edb-banken.de

www.edb-banken.de

Das zustdndige Einlagensicherungssystem wird lhnen lhre Einlagen (bis zu 100.000 Euro) spatestens innerhalb von 7
Arbeitstagen erstatten.

Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Frist nicht erhalten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungssystem Kontakt
aufnehmen, da der Giiltigkeitszeitraum fiir Erstattungsforderungen nach einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann.
Weitere Informationen sind erhdltlich liber www.edb-banken.de.

Weitere wichtige Informationen

Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Fir
bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der Website des zustdndigen Einlagensicherungs-systems mitgeteilt.
lhr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch dariber informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder nicht.


http://www.edb-banken.de/
http://www.edb-banken.de/
http://www.edb-banken.de/

Zur bankinteren Bearbeitung

Selbstauskunft
zur steuerlichen Anséssigkeit nattidicher Personen’ Nr.
Kontoinhaber/Treugeber Bank
(Name, Anschrift, Kontonummer)
Greensill Bank AG
Martinistr. 48

28195 Bremen

Geburtsdatum

Kundenstammnummer

Zur Einholung der folgenden Selbstauskunft ist die Bank gemaB § 117c AO in Verbindung mit der jeweiligen Umsetzungsverordnung verpflichtet:

1 Priifpflichten nach dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Férderung

der Steuerehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten:

Der Kontoinhaber/Treugeber ist eine naturliche Person und Staatsangehériger der Vereinigten Staaten von Amerika.

Ja "~ Nein

Der Kontoinhaber/Treugeber ist eine naturliche Person und in den Vereinigten Staaten von Amerika steuerlich ansassig?.

fJa [ ] Nein

US-Steuer-ldentifikationsnummer (SSN) des Kontoinhabers/Treugebers - .

2 Prifpflichten nach dem OECD-Standard tiber den automatisierten Austausch von Informationen zu Finanzkonten:

Der Kontoinhaber/Treugeber ist in folgenden Auslandsstaaten (auBer Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika) steuerlich ansassig?:

Ja

Land: ﬂ

Steueridentifikationsnummer aus diesem Land: ”

fNein

Diese Selbstauskunft ersetzt alle vorausgegangenen Selbstauskiinfte des Kontoinhabers/Treugebers.
Uber wesentliche Anderungen informiert der Kontoinhaber/Treugeber das Kreditinstitut binnen 30 Tagen.

Sofern Sie im Ausland steuerlich ansassig sind, sind__wir verpflichtet, die nach dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz ermittelten Daten an
das Bundeszentralamt fiir Steuern fiir Zwecke der Ubermittlung an den jeweiligen Ansassigkeitsstaat zu Gbermitteln.

Ort, Datum

Unterschrift des Kontoinhabers bzw. des gesetzlichen Vertreters

1 Zur Selbstauskunft zur steuerlichen Anséssigkeit eines Rechtstragers Vordruck 264 610 verwenden.
2 Die steuerliche Ansassigkeit ergibt sich aus dem nationalen Steuerrecht. In Zweifelsfallen wird empfohlen, die Angaben zur/zu den steuerlichen Anséssigkeit(en) mit lhrem Steuerberater abzu-

stimmen.

264600 | DGVERLAG 08.19
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Auftrag zur anlassbezogenen Abfrage des Kirchensteuermerkmals (,,KISTAM")

An

Zur bankinternen Bearbeitung
Nr.

Bank

Greensill Bank AG
Martinistrasse 48
28195 Bremen

Angaben zum Auftraggeber

Name, Vorname, aktuelle Anschrift, Geburtsdatum

Angabe der Steuer-ldentifikationsnummer (geméaf § 139a der Abgabenordnung)

Meine 11-stellige Steuer-ldentifikationsnummer lautet:

Ich beauftrage die Bank mit der Abfrage meines Kirchensteuermerkmals beim Bundeszentralamt fir Steuern (BZSt) zum 01.01. des Folgejah-
res. Sofern im laufenden Jahr noch keine Ertragsgutschrift erfolgt ist, gilt der Auftrag ab sofort.

Die nachfolgenden Hinweise zur Kirchensteuer auf private Kapitalertrage habe ich zur Kenntnis genommen.

Ort, Datum

Unterschrift Kunde

264 620 | DGVERLAG 09.14
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Allgemeine Hinweise zum Kirchensteuerverfahren

Ab 01.01.2015 sind die Banken gesetzlich verpflichtet, die auch bisher féllige Kirchensteuer auf die Abgeltungsteuer automatisch an das Finanzamt
abzufuhren. Liegt ein ausreichender Freistellungsauftrag oder eine NV-Bescheinigung vor, wird keine Kirchensteuer abgefuhrt.

Das betrifft Sie nur, wenn Sie Mitglied einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft sind. Ansonsten besteht kein Handlungsbedarf.

Um den Kirchensteuerabzug vornehmen zu kénnen, missen wir beim Bundeszentralamt fur Steuern (BZSt) abfragen, ob Sie einer Religionsgemein-
schaft angehéren. Dies erfolgt jahrlich zwischen dem 01. September und 31. Oktober (,Regelabfrage”). Die Auskunft erhalten wir verschlisselt in Form
eines Kirchensteuerabzugsmerkmals (KiStAM), sodass der Datenschutz gewahrt ist.

lhr Vorteil: Ihre Kirchensteuerpflicht auf Kapitalertrége ist abgegolten. Weitere Angaben in der Steuererkldrung entfallen.

Wozu dient die Anlassabfrage?

Die Anlassabfrage erganzt die jahrliche Regelabfrage. Das Ergebnis der Regelabfrage wird beim Steuereinbehalt des Folgejahres bertcksichtigt.
Damit fur Sie bereits im laufenden Jahr der Kirchensteuereinbehalt sichergestellt werden kann, ist eine sofortige Abfrage méglich. Bitte beachten
Sie: Wenn fur Sie im laufenden Jahr bereits Kapitalertrdge gutgeschrieben wurden, erfolgt die Abfrage stets mit Wirkung fur das Folgejahr.
Widerspruchsrecht gegentiber dem BZSt

Wenn Sie nicht mochten, dass das BZSt lhre Daten Ubermittelt, kénnen Sie der Datenweitergabe gegeniiber dem BZSt widersprechen. Der Wider-
spruch muss spatestens zwei Monate vor der KiStAM-Abfrage beim BZSt eingelegt werden (im Fall der Regelabfrage daher bis spatestens 30.06.).
Ein einmal eingelegter Widerspruch gilt bis zu seinem Widerruf. Das BZSt meldet Ihren Widerspruch dem Finanzamt, das Sie dann zur Abgabe einer

Steuererkldrung bzgl. der Kirchensteuer auffordern wird.

Ihren Widerspruch richten Sie bitte direkt an das BZSt, An der Kippe 1, 53225 Bonn, Telefon 0228 406-1240. Das entsprechende Formular finden Sie
unter www.formulare-bfinv.de unter dem Stichwort ,Kirchensteuer”.

Rechtsgrundlagen fur dieses Verfahren: § 51a Abs. 2¢, 2e Einkommensteuergesetz; Kirchensteuergesetze der Lander.

264620 | DGVERLAG 09.14 Datenversorgung manuell YFOP474-54263 Seite 2 von 2 Ausfertigung fiir die Bank



Zur bankinternen Bearbeitung

Datenschutzhinweise

Nr.

Unser Umgang mit lhren Daten und lhre Rechte
- Informationen nach Artikeln 13, 14 und 21 der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) -

Liebe Kundin,
lieber Kunde,

nachfolgend informieren wir Sie Uber die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und die Ihnen nach den datenschutzrechtlichen
Regelungen zustehenden Anspriiche und Rechte.

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maBgeblich nach den beantragten bzw. vereinbarten
Dienstleistungen.

1 Wer ist firr die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden?
Verantwortliche Stelle ist:

Greensill Bank AG, Martinistr. 48, 28195 Bremen
info@greensill-bank.com

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter:

Jorg Kockert, Martinistr.48, 28195 Bremen
datenschutz@greensill-bank.com

2 Welche Quellen und Daten nutzen wir?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschéftsbeziehung von Ihnen erhalten. Zudem verarbeiten wir — soweit fur
die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich — personenbezogene Daten, die wir von anderen Unternehmen der Genossenschaftlichen
FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken oder von sonstigen Dritten (z. B. der SCHUFA) zuléssigerweise (z. B. zur Ausfiihrung von Auftragen,
zur Erfillung von Vertrédgen oder aufgrund einer von lhnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. Zum anderen verarbeiten wir personenbezo-
gene Daten, die wir aus 6ffentlich zugénglichen Quellen (z. B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbuicher, Handels- und Vereinsregister, Presse, Medien)
zulassigerweise gewonnen haben und verarbeiten dirfen.

Relevante personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtstag und -ort und Staatsangehorigkeit),
Legitimationsdaten (z. B. Ausweisdaten) und Authentifikationsdaten (z. B. Unterschriftprobe). Dartiber hinaus kénnen dies auch Auftragsdaten
(z. B. Zahlungsauftrag, Wertpapierauftrag), Daten aus der Erflllung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z. B. Umsatzdaten im Zahlungsverkehr,
Kreditrahmen, Produktdaten [z. B. Einlagen-, Kredit- und Depotgeschéft]), Informationen tber Ihre finanzielle Situation (z. B. Bonitatsdaten, Scoring-/
Ratingdaten, Herkunft von Vermégenswerten), Werbe- und Vertriebsdaten (inklusive Werbescores), Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsproto-
koll), Registerdaten, Daten Uber lhre Nutzung von unseren angebotenen Telemedien (z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, Apps oder
Newsletter, angeklickte Seiten von uns bzw. Eintrdge) sowie andere mit den genannten Kategorien vergleichbare Daten sein.

[]

3 Wofir verarbeiten wir lhre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher Rechtsgrundlage?
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Européischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und
dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG):

3.1 Zur Erflillung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1b DS-GVO)

Die Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 4 Nr. 2 DS-GVO) erfolgt zur Erbringung und Vermittlung von Bankgeschéften, Finanzdienst-
leistungen sowie Versicherungs- und Immobiliengeschéften, insbesondere zur Durchfiihrung unserer Vertrége oder vorvertraglicher Ma3nahmen
mit lhnen und der Ausfuhrung lhrer Auftrage, sowie aller mit dem Betrieb und der Verwaltung eines Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituts
erforderlichen Tatigkeiten.

Die Zwecke der Datenverarbeitung richten sich in erster Linie nach dem konkreten Produkt (z. B. Konto, Kredit, Bausparen, Wertpapiere, Einlagen,
Vermittlung, Online-Banking) und kénnen unter anderem Bedarfsanalysen, Beratung, Vermogensverwaltung und -betreuung sowie die Durch-
fuhrung von Transaktionen umfassen.

Die weiteren Einzelheiten zum Zweck der Datenverarbeitung konnen Sie den jeweiligen Vertragsunterlagen und Geschaftsbedingungen entnehmen.

[]

3.2 Im Rahmen der Interessenabwéagung (Art. 6 Abs. 1f DS-GVO)

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten Uber die eigentliche Erflllung des Vertrags hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder
Dritten wie beispielsweise in den folgenden Féllen:

+ Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z. B. SCHUFA) zur Ermittlung von Bonitéts- bzw. Ausfallrisiken und des Bedarfs beim
Pfandungsschutzkonto oder Basiskonto;

Priifung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse und direkter Kundenansprache;

Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit sie der Nutzung lhrer Daten nicht widersprochen haben;

Geltendmachung rechtlicher Anspriiche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten;

Gewahrleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs der Bank;

Verhinderung und Aufkldrung von Straftaten;

Videouberwachungen dienen der Sammlung von Beweismitteln bei Straftaten oder zum Nachweis von Verfligungen und Einzahlungen z. B. an

Geldautomaten. Sie dienen damit dem Schutz von Kundschaft und Mitarbeitern sowie der Wahrnehmung des Hausrechts;

192 350 DGVERLAG 1.18 Seite 1




* MaBnahmen zur Gebdude- und Anlagensicherheit (z. B. Zutrittskontrollen);
* MaBnahmen zur Sicherstellung des Hausrechts;
* MaBnahmen zur Geschéftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten.

[]

3.3 Aufgrund lhrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1a DS-GVO)

Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten fur bestimmte Zwecke (z. B. Weitergabe von Daten im Verbund/
Konzern, Auswertung von Zahlungsverkehrsdaten fur Marketingzwecke) erteilt haben, ist die RechtméBigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer
Einwilligung gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Dies gilt auch fiir den Widerruf von Einwilligungserklarungen,
die — wie beispielsweise die SCHUFA-Klausel - vor der Geltung der DS-GVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegeniber erteilt worden sind.

Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst fur die Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind davon nicht betroffen.

[]

3.4 Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1c DS-GVO) oder im 6ffentlichen Interesse (Art. 6 Abs. 1e DS-GVO)

Zudem unterliegen wir als Bank diversen rechtlichen Verpflichtungen, das hei3t gesetzlichen Anforderungen (z. B. Kreditwesengesetz, Geldwasche-
gesetz, Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze) sowie bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben (z. B. der Europdischen Zentralbank, der Europdischen
Bankenaufsicht, der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht). Zu den Zwecken der Verarbeitung gehéren
unter anderem die Kreditwurdigkeitspriifung, die Identitéts- und Alterspriifung, Betrugs- und Geldwaschepravention, die Erflllung steuerrecht-
licher Kontroll- und Meldepflichten sowie die Bewertung und Steuerung von Risiken.

[]

4 Wer bekommt meine Daten?

Innerhalb der Bank erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die diese zur Erfullung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten brau-
chen. Auch von uns eingesetzte Auftragsverarbeiter (Art. 28 DS-GVO) kénnen zu diesen genannten Zwecken Daten erhalten. Dies sind Unter-
nehmen in den Kategorien kreditwirtschaftliche Leistungen, IT-Dienstleistungen, Logistik, Druckdienstleistungen, Telekommunikation, Inkasso, Be-
ratung und Consulting sowie Vertrieb und Marketing.

Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfanger auBerhalb der Bank ist zundchst zu beachten, dass wir nach den zwischen lhnen und uns ver-
einbarten Allgemeinen Geschdftsbedingungen zur Verschwiegenheit Uber alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet sind, von
denen wir Kenntnis erlangen (Bankgeheimnis). Informationen tber Sie dirfen wir nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebie-
ten, Sie eingewilligt haben oder wir zur Erteilung einer Bankauskunft befugt sind. Unter diesen Voraussetzungen kénnen Empfanger personenbe-
zogener Daten z. B. sein:

« Offentliche Stellen und Institutionen (z. B. Deutsche Bundesbank, Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, Europaische Bankenaufsichts-
behorde, Européische Zentralbank, Finanzbehorden) bei Vorliegen einer gesetzlichen oder behérdlichen Verpflichtung.

* Andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute oder vergleichbare Einrichtungen, an die wir zur Durchfiihrung der Geschaftsbeziehung mit
Ihnen personenbezogene Daten Ubermitteln (je nach Vertrag: z. B. Unternehmen der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiff-
eisenbanken, Korrespondenzbanken, Depotbanken, Borsen, Auskunfteien).

Weitere Datenempfanger kdnnen diejenigen Stellen sein, fur die Sie uns lhre Einwilligung zur Datentibermittlung erteilt bzw. fir die Sie uns vom
Bankgeheimnis gemaB Vereinbarung oder Einwilligung befreit haben.

[]

5 Wie lange werden meine Daten gespeichert?

Soweit erforderlich, verarbeiten und speichern wir lhre personenbezogenen Daten fir die Dauer unserer Geschéftsbeziehung, was beispielsweise
auch die Anbahnung und die Abwicklung eines Vertrags umfasst. Dabei ist zu beachten, dass unsere Geschaftsbeziehung ein Dauerschuldverhaltnis
ist, welches auf Jahre angelegt ist.

Dariber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten, die sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch
(HGB), der Abgabenordnung (AO), dem Kreditwesengesetz (KWG), dem Geldwaschegesetz (GwG) und dem Wertpapierhandelsgesetz (WpHG)
ergeben. Die dort vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre.

SchlieBlich beurteilt sich die Speicherdauer auch nach den gesetzlichen Verjahrungsfristen, die zum Beispiel nach den §§ 195 ff. des Burgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) in der Regel drei Jahre, in gewissen Féllen aber auch bis zu dreiBig Jahre betragen kénnen.

6 Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation tibermittelt?

Eine Datenubermittlung in Drittstaaten (Staaten auBBerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums — EWR) findet nur statt, soweit dies zur Ausfiihrung
Ihrer Auftrage (z. B. Zahlungs- und Wertpapierauftrige) erforderlich, gesetzlich vorgeschrieben ist oder Sie uns Ihre Einwilligung erteilt haben. Uber
Einzelheiten werden wir Sie, sofern gesetzlich vorgegeben, gesondert informieren.

[]
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7 Welche Datenschutzrechte habe ich?

Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DS-GVO, das Recht auf
Loschung nach Art. 17 DS-GVO, das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO sowie das Recht auf Datentiibertragbarkeit
aus Art. 20 DS-GVO. Beim Auskunftsrecht und beim Léschungsrecht gelten die Einschrénkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. Darliber hinaus besteht
ein Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichtsbehérde (Art. 77 DS-GVO i. V. m. § 19 BDSG).

[]

8 Besteht eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?

Im Rahmen unserer Geschéftsbeziehung missen Sie nur diejenigen personenbezogenen Daten bereitstellen, die fur die Begriindung, Durchfiihrung
und Beendigung einer Geschaftsbeziehung erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir
in der Regel den Abschluss des Vertrags oder die Ausfiihrung des Auftrags ablehnen mussen oder einen bestehenden Vertrag nicht mehr durch-
fuhren kénnen und ggf. beenden miissen.

Insbesondere sind wir nach den geldwascherechtlichen Vorschriften verpflichtet, Sie vor der Begriindung der Geschéftsbeziehung beispielsweise
anhand lhres Personalausweises zu identifizieren und dabei Ihren Namen, Geburtsort, Geburtsdatum, Staatsangehdrigkeit sowie Ihre Wohnanschrift
zu erheben. Damit wir dieser gesetzlichen Verpflichtung nachkommen kénnen, haben Sie uns nach dem Geldwéschegesetz die notwendigen
Informationen und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen und sich im Laufe der Geschéftsbeziehung ergebende Anderungen unverziglich anzuzei-
gen. Sollten Sie uns die notwendigen Informationen und Unterlagen nicht zur Verfligung stellen, diirfen wir die von Ihnen gewiinschte Geschéfts-
beziehung nicht aufnehmen.

[]

9 Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall?
Zur Begriindung und Durchfiihrung der Geschaftsbeziehung nutzen wir grundsétzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemaf Art. 22
DS-GVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelféllen einsetzen, werden wir Sie hiertiber gesondert informieren, sofern dies gesetzlich vorgegeben ist.

[]

10 Inwieweit werden meine Daten fiir die Profilbildung (Scoring) genutzt?
Wir verarbeiten teilweise lhre Daten automatisiert mit dem Ziel, bestimmte personliche Aspekte zu bewerten (Profiling). Wir setzen Profiling bei-
spielsweise in folgenden Fallen ein:

» Aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben sind wir zur Bekdmpfung von Geldwasche, Terrorismusfinanzierung und vermégensge-
fahrdenden Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch Datenauswertungen (u. a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese Ma3nahmen die-
nen zugleich auch lhrem Schutz.

* Um Sie zielgerichtet Uber Produkte informieren und beraten zu kénnen, setzen wir Auswertungsinstrumente ein. Diese ermdglichen eine
bedarfsgerechte Kommunikation und Werbung einschlieBlich Markt- und Meinungsforschung.

* Im Rahmen der Beurteilung lhrer Kreditwurdigkeit nutzen wir das Scoring. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit berechnet, mit der ein Kunde sei-
nen Zahlungsverpflichtungen vertragsgemaf nachkommen wird. In die Berechnung kénnen beispielsweise Einkommensverhéltnisse, Ausgaben,
bestehende Verbindlichkeiten, Beruf, Arbeitgeber, Beschaftigungsdauer, Erfahrungen aus der bisherigen Geschaftsbeziehung, vertragsgemafie
Riickzahlung friiherer Kredite sowie Informationen von Kreditauskunfteien einflieBen. Das Scoring beruht auf einem mathematisch-statistisch
anerkannten und bewahrten Verfahren. Die errechneten Scorewerte unterstitzen uns bei der Entscheidungsfindung im Rahmen von Produkt-
abschlissen und gehen in das laufende Risikomanagement mit ein.

[]

Information tber Ihr Widerspruchsrecht
nach Art. 21 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)

1. Sie haben das Recht, aus Griinden, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender per-
sonenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1e DS-GVO (Datenverarbeitung im 6ffentlichen Interesse) und Art. 6 Abs. 1f DS-GVO
(Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwéagung) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch fur ein auf diese
Bestimmung gestitztes Profiling im Sinne von Art. 4 Nr. 4 DS-GVO, das wir zur Bonitatsbewertung oder fir Werbezwecke einsetzen.

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir lhre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir kdnnen zwingende schutz-
wiurdige Grunde fur die Verarbeitung nachweisen, die lhre Interessen, Rechte und Freiheiten Uberwiegen, oder die Verarbeitung dient der
Geltendmachung, Auslibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen.

2. In Einzelféllen verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten, um Direktwerbung zu betreiben. Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch
gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch fur das
Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht.

Widersprechen Sie der Verarbeitung flir Zwecke der Direktwerbung, so werden wir lhre personenbezogenen Daten nicht mehr fiir diese Zwecke
verarbeiten.

Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte moglichst gerichtet werden an:

info@greensill-bank.com
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. . T Zur bankinternen Bearbeitung
Datenschutzrechtliche Einwilligung .
IBAN Kunden-Nr.
Kunde Bank

Greensill Bank AG
Martinistr. 48
28195 Bremen

Wir arbeiten permanent daran, unser Informations- und Serviceangebot zu verbessern und fir Sie sowohl kundenfreundlich als auch individuell zu
gestalten. Verschiedene Lebensphasen und -umstinde flihren zu unterschiedlichen Bediirfnissen, Wiinschen und Herausforderungen. Um sicherzu-
stellen, dass Sie nur Informationen, Empfehlungen und Angebote zu solchen Produkten und sonstigen Dienstleistungen (wie bspw. Veranstaltungen)
erhalten, die Sie auch wirklich interessieren, mochten wir unsere Leistungen zielgerichtet auf Ihren Bedarf anpassen.

Im Folgenden erldutern wir lhnen, wie, in welchem Umfang und zu welchem Zweck wir lhre Daten verarbeiten méchten und bitten Sie, uns dazu lhre
Einwilligung zu erteilen:

Welche Daten verarbeiten wir?
Wir verarbeiten Daten, die wir aus unserer Geschaftsbeziehung und Zusammenarbeit mit Ihnen gewonnen haben. Dazu gehoren:

1. Stamm- und Kontaktdaten, wie z. B. Name, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Familienstand, Personenbeziehungen, Angaben zu Kindern wie

deren Anzahl oder Geburtsdatum, Ihre E-Mail-Adresse oder Telefonnummer;

Daten zur Erwerbstatigkeit, wie z. B. Beruf, Branche, Angaben zur Selbststandigkeit oder Beschaftigung, Angaben zum Arbeitgeber;

Daten zu laufenden Konten, Depots, Debit- und Kreditkarten, wie z. B. Produktart, Kartennummern, Zinssatz, Limit, Saldo, Umsatz- sowie Wert-

papiertransaktionsdaten;

Zahlungsverkehrsdaten, wie z. B. Angaben zu Zahlungsempfangern und Zahlern sowie Angaben aus Verwendungszwecken;

Daten zu Termingeldern und Einlagen, wie z. B. Produktart, Betrag, Sparrate, Zinssatz, Laufzeit;

Daten zu Kredit- oder Leasingvertragen, wie z. B. Produktart, Darlehenshéhe bzw. Anfangswert, Zinssatz, Tilgung, Laufzeit, Saldo, geleistete Raten;

Daten aus von uns fur Sie vermittelten Vertragen, wie z. B. Angaben zu Depots, Versicherungen, Bausparvertrdgen und sonstigen Finanzdienst-

und Versicherungsleistungen;

Daten, die wirim Rahmen unseres Beratungs- und Serviceangebots online oder im direkten Gesprach gewonnen haben, wie z. B. Ihre mitgeteilten

Ziele und Wiinsche, lhre Risikotoleranz, lhre Produktkenntnisse und -erfahrungen sowie Angaben zu lhren finanziellen Verhéltnissen, wie z. B.

Einnahmen, Ausgaben sowie weitere Vermégenswerte wie Sachwerte, Immobilienvermégen, Beteiligungen einschlieBlich den auch bei anderen

Finanzanbietern bestehenden Konten, Depots und weiteren Finanzdienstleistungs- und Versicherungs- und sonstigen Vertragen;

9. Daten, die wir im Rahmen der Kundenbeziehung selbst erstellt haben. Hierzu zéhlen z. B. Angaben aus Beratungsdokumentationen (wie etwa
internen Protokollen, Kundenausdrucken, Geeignetheitserklarungen) oder Informationen, die wir durch eigene Punktebewertungsverfahren ge-
winnen (z. B. sogenannte Marketing Scores). Bei bestimmten Produkten, wie z. B. Krediten, beziehen wir auch sogenannte Bonitdtsdaten mit ein;

10. Daten, die wir bei Ihrer Nutzung unseres Online-Angebots (wie z. B. Webseiten, Online-Banking und Apps) verarbeiten. Hierzu zéhlen z. B. Informa-
tionen Uber den von Ihnen gewahlten Zugangsweg/Kommunikationskanal (wie etwa IP-Adresse, Art des Empfangsgeréats), Datum und Uhrzeit
der Nutzung, Informationen zu Ihrer Servicehistorie sowie Informationen zu den von lhnen aufgerufenen Onlineprodukten.
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Ferner verarbeiten wir auch Daten, die wir tiber Dritte erhoben haben. Dazu gehéren:

1. Daten, die uns zulassigerweise von unseren Finanzpartnern oder unseren weiteren Kooperationspartnern tibermittelt worden sind. Dazu kénnen
z. B. Informationen zu lhren dortigen Vertrdgen, wie Versicherungen, Bausparvertragen, Depots, aber auch Angaben zu Beratungswiinschen
sowie zu lhren persénlichen und finanziellen Verhaltnissen gehéren. Eine solche Ubermittlung findet statt, wenn Sie bei einem Produktabschluss in
die Daten(ibermittlung eingewilligt haben oder aber das von Ihnen gewiinschte oder abgeschlossene Produkt eine solche Ubermittlung erfor-
derlich macht;

2. offentlich zugangliche Daten. Hierzu kénnen Daten aus der Konsumforschung sowie Daten aus 6ffentlich zugédnglichen Verzeichnissen und 6f-
fentlich zugénglichen Eintrdgen von Onlinediensten (z. B. Twitter) gehdren.

Wie und zu welchem Zweck verarbeiten wir lhre Daten?

Wir verarbeiten lhre Daten, um Ihnen individualisierte Informationen, Empfehlungen und Angebote zu Produkten und unseren sonstigen Dienstleis-
tungen (wie bspw. Veranstaltungen) zukommen lassen zu kénnen.

Hierzu speichern wir die genannten Daten, werten diese aus und fiihren diese zu Ihrem individuellen Kundenprofil zusammen. Im Rahmen der Aus-
wertung verwenden wir verschiedene Algorithmen und statistische Verfahren, um zu ermitteln, welche unserer Produkte und Angebote (z. B. Ver-
anstaltungen) zu lhnen passen und lhren Interessen entsprechen. Dabei beziehen wir z. B. Daten zur Marktentwicklung mit ein und beriicksichtigen
auch, welchen Bedarf an Produkten und Finanzdienstleistungen typischerweise mit lhnen vergleichbare Kundengruppen haben (sogenannte
Peer-Group-Vergleiche).

SchlieBlich nutzen wir Ihre Daten zur Entwicklung neuer Verfahren und Analysemodelle. Soweit méglich, verarbeiten wir Ihre Daten dabei anonymi-
siert.
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Auf welchem Weg erhalten Sie von uns Werbung?

Sie bestimmen, ob und wie Sie Informationen zu unseren Produkten und Dienstleistungen erhalten wollen. Telefonische Informationen, Newsletter,
personliche E-Mails, SMS oder sonstige elektronische Kommunikation erhalten Sie nur, wenn Sie dem in einer separaten Erkldrung zugestimmt haben.
Andernfalls informieren wir Sie ausschlieBlich auf dem Postweg tber unser Angebot. Sie konnen auch dem jederzeit widersprechen. Naheres zeigen
wir Ihnen unter Ziff. 2 unserer ,Information tber Ihr Widerspruchsrecht”.

An wen geben wir lhre Daten weiter?

Wir leiten lhre Daten nur dann zu Zwecken der Information tber Produkte und Angebote (wie z. B. Veranstaltungen) einschlieBlich der Beratung und
Betreuung an unsere Finanzpartner oder unsere weiteren Kooperationspartner weiter, wenn Sie dem in einer separaten Erklarung zugestimmt haben
oder im Einzelfall eine gesetzliche Grundlage hierfiir besteht. Ansonsten erfolgt eine Weitergabe an Dritte nicht. Das Bankgeheimnis und die Ver-
traulichkeit Ihrer Daten bleiben stets gewahrt.

Was kénnen Sie tun, wenn Sie das nicht méchten?

lhre Einwilligung ist selbstverstandlich freiwillig. Sie kénnen diese Einwilligung auch nach Erteilung jederzeit mit Wirkung fuir die Zukunft widerrufen. In
diesem Fall werden wir ihre Daten nur insoweit verarbeiten, als dies ohne Einwilligung gesetzlich zuldssig ist. Wenn Sie die Einwilligung nicht erteilen
mochten, wird dies keinerlei Auswirkungen auf das Produktangebot haben, das Sie von uns in Anspruch nehmen kénnen.

u Ja, ich bin mit der Verarbeitung meiner Daten in dem oben genannten Umfang und zu den oben genannten Zwecken einverstanden.

Ort, Datum Unterschrift des Kunden
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Greensill Bank AG

Allgemeine Geschaftsbedingungen

Fassung: September 2020

Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e. V. und der Entschadigungseinrichtung deutscher Banken GmbH

angeschlossen.

Grundregeln fur die Beziehung zwischen
Kunde und Bank

1 Geltungsbereich und Anderungen dieser Geschéfts-
bedingungen und der Sonderbedingungen fiir ein-
zelne Geschéftsbeziehungen

(1) Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschaftsbedingungen gelten fir die gesamte
Geschaftsverbindung zwischen dem Kunden und den inldndischen
Geschéftsstellen der Bank (im Folgenden Bank genannt). Daneben
gelten fir einzelne Geschaftsbeziehungen (zum Beispiel fur das Wertpa-
piergeschéft, den Zahlungsverkehr und fir den Sparverkehr) Sonderbe-
dingungen, die Abweichungen oder Ergadnzungen zu diesen Allgemeinen
Geschaftsbedingungen enthalten; sie werden bei der Kontoeréffnung
oder bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden vereinbart. Unterhélt
der Kunde auch Geschaftsverbindungen zu auslandischen Geschéftsstel-
len, sichert das Pfandrecht der Bank (Nummer 14 dieser Geschaftsbedin-
gungen) auch die Anspriiche dieser auslandischen Geschéftsstellen.
(2) Anderungen
Anderungen dieser Geschaftsbedingungen und der Sonderbedingungen
werden dem Kunden spéatestens zwei Monate vor dem vorgeschlage-
nen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der
Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen elek-
tronischen Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-
Banking), kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten
werden. Der Kunde kann den Anderungen vor dem vorgeschlagenen
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder zustimmen oder sie ableh-
nen. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ableh-
nung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens
der Anderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird
ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Werden dem Kunden Anderungen von Bedingungen zu Zahlungsdiens-
ten (zum_Beispiel Uberweisungsbedingungen) angeboten, kann er den
von der Anderung betroffenen Zahlungsdiensterahmenvertrag vor dem
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderungen auch
fristlos und kostenfrei kiindigen. Auf dieses Kiindigungsrecht wird ihn
die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
2 Bankgeheimnis und Bankauskunft
(1) Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit Uber alle kundenbezogenen Tatsa-
chen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bank-
geheimnis). Informationen Uber den Kunden darf die Bank nur weiter-
geben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten oder der Kunde
eingewilligt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt
ist.

(2) Bankauskunft

Eine Bankauskunft enthédlt allgemein gehaltene Feststellungen und

Bemerkungen Uber die wirtschaftlichen Verhdltnisse des Kunden, seine

Kreditwiurdigkeit und Zahlungsfahigkeit; betragsmaBige Angaben tber

Kontosténde, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Bank anvertraute

Vermogenswerte sowie Angaben lber die Hohe von Kreditinanspruch-

nahmen werden nicht gemacht.

(3) Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Bankauskunft

Die Bank ist befugt, lber juristische Personen und im Handelsregister

eingetragene Kaufleute Bankauskinfte zu erteilen, sofern sich die

Anfrage auf ihre geschaftliche Tatigkeit bezieht. Die Bank erteilt jedoch

keine Auskinfte, wenn ihr eine anders lautende Weisung des Kunden

vorliegt. Bankauskiinfte Uber andere Personen, insbesondere Uber

Privatkunden und Vereinigungen erteilt die Bank nur dann, wenn diese

generell oder im Einzelfall ausdricklich zugestimmt haben. Eine

Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes

Interesse an der gewuinschten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und

kein Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwiirdige Belange des

Kunden der Auskunftserteilung entgegenstehen.

(4) Empféanger von Bankauskunften

Bankauskiinfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen

Kreditinstituten fir deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden

(1) Haftungsgrundsatze

Die Bank haftet bei der Erflllung ihrer Verpflichtungen fiir jedes
Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfiullung
ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen fir
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einzelne Geschéaftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen etwas
Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde
durch ein schuldhaftes Verhalten (zum Beispiel durch Verletzung der in
Nummer 11 dieser Geschéftsbedingungen aufgefiuhrten Mitwirkungs-
pflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich
nach den Grundsdtzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank
und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Weitergeleitete Auftrage

Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form
ausgefuhrt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledi-
gung betraut, erfillt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im
eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag).
Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von Bankauskiinften bei
anderen Kreditinstituten oder die Verwahrung und Verwaltung von
Wertpapieren im Ausland. In diesen Féllen beschrankt sich die Haftung
der Bank auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3) Storung des Betriebs

Die Bank haftet nicht fir Schdaden, die durch hhere Gewalt, Aufruhr,
Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu
vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrs-
storung, Verfugungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

4 Entfallt.

5 Verfiigungsberechtigung nach dem Tod des Kunden
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegentiber der Bank
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtli-
che Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine
Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen
Verfiigung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehoriger Eroffnungs-
niederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn
verfligen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn
leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der dort
Genannte (zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des
Testaments) nicht verfigungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge
Fahrlassigkeit nicht bekannt geworden ist.

6 MaBgebliches Recht und Gerichtsstand bei kauf-

maénnischen und 6ffentlich-rechtlichen Kunden
(1) Geltung deutschen Rechts
Fur die Geschaftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt
deutsches Recht.
(2) Gerichtsstand fur Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschéftsbeziehung
dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank
diesen Kunden an dem fur die kontofihrende Stelle zustdndigen Ge-
richt oder bei einem anderen zusténdigen Gericht verklagen; dasselbe
gilt fur eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts und fur 6ffentlich-
rechtliche Sondervermdégen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden
nur an dem fir die kontofiihrende Stelle zusténdigen Gericht verklagt
werden.
(3) Gerichtsstand fur Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch fur Kunden, die im Ausland
eine vergleichbare gewerbliche Tatigkeit austiben, sowie fur ausléndi-
sche Institutionen, die mit inldndischen juristischen Personen des
offentlichen Rechts oder mit einem inlandischen 6ffentlich-rechtlichen
Sondervermdgen vergleichbar sind.

Kontoflihrung

7 Rechnungsabschlisse bei Kontokorrentkonten (Kon-
ten in laufender Rechnung)

(1) Erteilung der Rechnungsabschliisse

Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofermn nicht etwas

anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen

Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum entstande-

nen beiderseitigen Anspriiche (einschlieBlich der Zinsen und Entgelte

der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der

Verrechnung ergibt, nach Nummer 12 dieser Geschaftsbedingungen

oder nach der mit dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung

Zinsen berechnen.
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(2) Frist fur Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit eines Rech-
nungsabschlusses hat der Kunde spétestens vor Ablauf von sechs
Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen
in Textform geltend, genlgt die Absendung innerhalb der Sechs-
Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als
Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rech-
nungsabschlusses besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach
Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses verlangen, muss
dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm
zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.

8 Stomo- und Berichtigungsbuchungen der Bank

(1) Vor Rechnungsabschluss

Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen
einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum néachsten Rech-
nungsabschluss durch eine Belastungsbuchung riickgdngig machen,
soweit ihr ein Rickzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht (Stor-
nobuchung). Der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbu-
chung nicht einwenden, dass er in Hohe der Gutschrift bereits verflgt
hat.

(2) Nach Rechnungsabschluss

Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsab-
schluss fest und steht ihr ein Rickzahlungsanspruch gegen den Kunden
zu, so wird sie in Hohe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berichti-
gungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungsbuchung Ein-
wendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder gutschrei-
ben und ihren Riickzahlungsanspruch gesondert geltend machen.

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung

Uber Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden
unverziglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich
der Zinsberechnung rickwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhaf-
te Buchung durchgefuihrt wurde.

9 Einzugsauftrage
(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon
vor ihrer Einlésung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer
Einlésung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank selbst zahlbar
sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem
Zahlungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (zum Beispiel
Zinsscheine), und erteilt die Bank Uber den Betrag eine Gutschrift, so
steht diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhélt. Der
Vorbehalt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen
Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder
Lastschriften nicht eingeldst oder erhélt die Bank den Betrag aus dem
Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift riickgan-
gig. Dies geschieht unabhéngig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rech-
nungsabschluss erteilt wurde.
(2) Einlésung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter
Schecks
Lastschriften sowie Schecks sind eingelost, wenn die Belastungsbuchung
nicht spatestens am zweiten Bankarbeitstag' —bei Lastschriften im
SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren nicht spatestens am dritten Bankar-
beitstag' - nach ihrer Vornahme riickgéngig gemacht wird. Barschecks
sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingeldst. Schecks sind
auch schon dann eingeldst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmel-
dung absendet. Schecks, die Uber die Abrechnungsstelle der Bundes-
bank vorgelegt werden, sind eingel6st, wenn sie nicht bis zu dem von
der Bundesbank festgesetzten Zeitpunkt zurlickgegeben werden.
10 Fremdwahrungsgeschéafte und Risiken bei Fremd-
wahrungskonten
(1) Auftragsausfiihrung bei Fremdwaéahrungskonten
Fremdwahrungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den
Kunden und Verfigungen des Kunden in fremder Wahrung bargeldlos
abzuwickeln. Verfligungen tber Guthaben auf Fremdwéahrungskonten
(zum Beispiel durch Uberweisungen zulasten des Fremdwéahrungsgut-
habens) werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der
Wahrung abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollstdndig innerhalb des
eigenen Hauses ausfuhrt.
(2) Gutschriften bei Fremdwahrungsgeschéaften mit dem Kunden
SchlieBt die Bank mit dem Kunden ein Geschaft (zum Beispiel ein
Devisentermingeschéft) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrags
in fremder Wahrung schuldet, wird sie ihre Fremdwahrungsverbindlich-
keit durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Wahrung
erfillen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.
(3) Vorubergehende Beschrankung der Leistung durch die Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausfihrung einer Verfligung zulasten
eines Fremdwahrungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfillung einer
Fremdwahrungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfang und so
lange ausgesetzt, wie die Bank in der Wahrung, auf die das Fremdwah-
rungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch beding-
ter MaBnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Wé&hrung nicht oder
nur eingeschrankt verfligen kann. In dem Umfang und solange diese
MaBnahmen oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer
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Erfillung an einem anderen Ort auBerhalb des Landes der Wahrung, in
einer anderen Wahrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung
von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung
einer Verfligung zulasten eines Fremdwahrungsguthabens ist dagegen
nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollstindig im eigenen Haus ausfih-
ren kann. Das Recht des Kunden und der Bank, féllige gegenseitige
Forderungen in derselben Wahrung miteinander zu verrechnen, bleibt
von den vorstehenden Regelungen unberiihrt.

(4) Wechselkurs

Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwahrungsgeschéften
ergibt sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Bei Zahlungs-
diensten gilt ergénzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten des Kunden
11 Mitwirkungspflichten des Kunden

(1) Mitteilungen von Anderungen
Zur ordnungsgemaBen Abwicklung des Geschéftsverkehrs ist es erfor-
derlich, dass der Kunde der Bank Anderungen seines Namens und seiner
Anschrift sowie das Erléschen oder die Anderung einer gegentiber der
Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) unver-
zlglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die
Vertretungsmacht in ein éffentliches Register (zum Beispiel in das Han-
delsregister) eingetragen ist und ihr Erléschen oder ihre Anderung in
dieses Register eingetragen wird. Dartber hinaus kénnen sich weiterge-
hende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geld-
waschegesetz, ergeben.
(2) Klarheit von Auftragen
Auftrdge mussen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeu-
tig formulierte Auftrage konnen Rickfragen zur Folge haben, die zu
Verzdgerungen fihren kénnen. Vor allem hat der Kunde bei Auftrégen
auf die Richtigkeit und Vollsténdigkeit seiner Angaben, insbesondere
der Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN2 und BICG, sowie der
Wahrung zu achten. Anderungen, Bestatigungen oder Wiederholungen
von Auftrdgen mussen als solche gekennzeichnet sein.
(3) Besonderer Hinweis bei Eilbedlrftigkeit der Ausfilhrung eines
Auftrags
Halt der Kunde bei der Ausfihrung eines Auftrags besondere Eile fiir
nétig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularméaBig er-
teilten Auftragen muss dies auBerhalb des Formulars erfolgen.
(4) Priifung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszige, Wertpapierabrechnungen, Depot- und
Ertragnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen Uber die Aus-
fuhrung von Auftrdgen sowie Informationen lber erwartete Zahlungen
und Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollstandigkeit un-
verzuglich zu Uberprifen und etwaige Einwendungen unverzuglich zu
erheben.
(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlisse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht
zugehen, muss er die Bank unverzuglich benachrichtigen. Die Benach-
richtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen,
deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Konto-
auszlige nach der Ausfiihrung von Auftrdgen des Kunden oder tber
Zahlungen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen

12 Zinsen, Entgelte und Auslagen

(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschéft

Die Hohe der Zinsen und Entgelte fir die im Privatkundengeschaft tbli-
chen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem ,Preisaushang — Regel-
satze im standardisierten Privatkundengeschéft” und ergédnzend aus
dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Wenn ein Kunde einen dort auf-
gefuhrten Kredit oder eine dort aufgefihrte Hauptleistung in Anspruch
nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde,
gelten die zu diesem Zeitpunkt im ,Preisaushang” oder ,Preis- und
Leistungsverzeichnis” angegebenen Zinsen und Entgelte. Eine Vereinba-
rung, die auf eine Uber das vereinbarte Entgelt fir die Hauptleistung
hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank
mit dem Verbraucher nur ausdrticklich treffen, auch wenn sie im ,Preis-
aushang” oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” ausgewiesen ist. Fur
die Vergltung der darin nicht aufgefihrten Hauptleistungen, die im
Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaBlichem Interesse erbracht
werden und die, nach den Umsténden zu urteilen, nur gegen eine Ver-
glitung zu erwarten sind, gelten, soweit keine andere Vereinbarung
getroffen wurde, die gesetzlichen Vorschriften.

(2) Zinsen und Entgelte auBerhalb des Privatkundengeschéfts
AuBerhalb des Privatkundengeschafts bestimmt die Bank, sofern keine
andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen
dem nicht entgegenstehen, die Hohe von Zinsen und Entgelten nach
billigem Ermessen (§ 315 des Burgerlichen Gesetzbuchs).

(3) Nicht entgeltfahige Leistung

Fur eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder
aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im
eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es
sei denn, es ist gesetzlich zulassig und wird nach MaBgabe der gesetzli-
chen Regelung erhoben.
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(4) Anderung von Zinsen; Kiindigungsrecht des Kunden bei Erhéhung
Die Anderung der Zinsen bei Krediten mit einem veranderlichen Zinssatz
erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden.
Die Bank wird dem Kunden Anderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer
Erhéhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die
davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach
der Bekanntgabe der Anderung mit sofortiger Wirkung kindigen.
Kiindigt der Kunde, so werden die erhéhten Zinsen fir die gekiindigte
Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwick-
lung eine angemessene Frist einrdumen.

(5) Anderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in An-
_ spruch genommenen Leistungen

Anderungen von Entgelten fiir Hauptleistungen, die vom Kunden im
Rahmen der Geschaftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch
genommen werden (zum Beispiel Konto- und Depotfiihrung), werden
dem Kunden spdatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde
mit der Bank im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen elektronischen
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking),
kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Der
Kunde kann den Anderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres
Wirksamwerdens entweder zustimmen oder sie ablehnen. Die Zustim-
mung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderung
angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in
ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden die Ande-
rungen angeboten, kann er den von der Anderung betroffenen Vertrag
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderun-
gen auch fristlos und kostenfrei kiindigen. Auf dieses Kiindigungsrecht
wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. Kiindigt der
Kunde, wird das gednderte Entgelt fir die gekiindigte Geschéftsbezie-
hung nicht zugrunde gelegt.

(6) Auslagen

Die Aufwendungsersatzanspriiche der Bank richten sich nach den ge-
setzlichen Vorschriften.

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensvertragen und Zah-

lungsdienstevertragen mit Verbrauchern fiir Zahlungen
Bei Verbraucherdarlehensvertrdgen und Zahlungsdienstevertragen mit
Verbrauchern fir Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten
(Entgelte, Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen
und Sonderbedingungen sowie ergdnzend nach den gesetzlichen
Vorschriften. Die Anderung von Entgelten von Zahlungsdiensterahmen-
vertrdgen (zum Beispiel Girovertrag) richtet sich nach Absatz 5.

Sicherheiten fiir die Anspriiche der Bank ge-

gen den Kunden
13 Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten

(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann fir alle Anspriiche aus der bankméaBigen Geschaftsverbin-
dung die Bestellung bankmaBiger Sicherheiten verlangen, und zwar
auch dann, wenn die Anspriiche bedingt sind (zum Beispiel Aufwen-
dungsersatzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer fiir den
Kunden tUbernommenen Birgschaft). Hat der Kunde gegenilber der
Bank eine Haftung fur Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der
Bank tbernommen (zum Beispiel als Biirge), so besteht fiir die Bank ein
Anspruch auf Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten im Hinblick
auf die aus der Haftungsiubernahme folgende Schuld jedoch erst ab
ihrer Falligkeit.
(2) Veranderungen des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Anspriichen gegen den Kunden
zundchst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Ver-
starkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch spéater noch eine
Besicherung fordern. Voraussetzung hierfir ist jedoch, dass Umsténde
eintreten oder bekannt werden, die eine erhdhte Risikobewertung der
Anspriiche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere
der Fall sein, wenn
- sich die wirtschaftlichen Verhéltnisse des Kunden nachteilig verédn-
dert haben oder sich zu verdndern drohen oder
- sich die vorhandenen Sicherheiten wertmaBig verschlechtert haben
oder zu verschlechtern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdriicklich
vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschlieBlich im Einzelnen
benannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbraucherdarlehensvertra-
gen besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstdrkung von
Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben
sind. Ubersteigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der
Anspruch auf Bestellung oder Verstdrkung auch dann, wenn in einem
vor dem 21. Mérz 2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag
oder in einem ab dem 21. Méarz 2016 abgeschlossenen Allgemein-
Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder
keine abschlieBende Angabe Uber Sicherheiten enthalten ist.
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(3) Fristsetzung fiir die Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten
Fur die Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten wird die Bank eine
angemessene Frist einrdumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht
zur fristlosen Kindigung nach Nummer 19 Absatz 3 dieser Geschéftsbe-
dingungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung
zur Bestellung oder Verstdarkung von Sicherheiten nicht fristgerecht
nachkommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank
(1) Einigung Uber das Pfandrecht

Der Kunde und die Bank sind sich darlber einig, dass die Bank ein Pfand-
recht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inlan-
dische Geschaftsstelle im bankméaBigen Geschéftsverkehr Besitz erlangt
hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an
den Ansprichen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankméBigen
Geschéftsverbindung zustehen oder kiinftig zustehen werden (zum Bei-
spiel Kontoguthaben).

(2) Gesicherte Anspriiche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, kinftigen und
bedingten Anspriiche, die der Bank mit ihren sdmtlichen in- und
auslandischen Geschaftsstellen aus der bankméaBigen Geschaftsverbin-
dung gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde gegeniber der Bank
eine Haftung fur Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank
Ubernommen (zum Beispiel als Blirge), so sichert das Pfandrecht die aus
der Haftungstibernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Félligkeit.
(3) Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der MaBgabe in die Verfu-
gungsgewalt der Bank, dass sie nur fur einen bestimmten Zweck ver-
wendet werden durfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlésung eines
Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte.
Dasselbe gilt fuir die von der Bank selbst ausgegebenen Genussrechte,
fur Anspriche des Kunden gegen die Bank aus nachrangigen Verbind-
lichkeiten sowie flir die Wertpapiere, die die Bank im Ausland fur den
Kunden verwahrt.
(4) Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht
berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehérenden Zins-
und Gewinnanteilscheine zu verlangen.
15 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskon-
tierten Wechseln
(1) Sicherungsuibereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und
Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskon-
tierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wechselankaufs
uneingeschranktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel dem
Konto zurlick, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.
(2) Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch
die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank Uber; ein Forderungs-
Ubergang findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug
eingereicht werden (zum Beispiel Lastschriften, kaufmannische Handels-
papiere).
(3) Zweckgebundene Einzugspapiere
Werden der Bank Einzugspapiere mit der MaBgabe eingereicht, dass ihr
Gegenwert nur fur einen bestimmten Zweck verwendet werden darf,
erstrecken sich die Sicherungstibereignung und die Sicherungsabtretung
nicht auf diese Papiere.
(4) Gesicherte Anspriiche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Siche-
rung aller Anspriiche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung
von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die
infolge der Riickbelastung nicht eingel&ster Einzugspapiere oder diskon-
tierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die
Bank eine Ruckibertragung des Sicherungseigentums an den Papieren
und der auf sie libergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls
ihr im Zeitpunkt der Anforderung keine zu sichernden Anspriiche gegen
den Kunden zustehen und sie ihn Gber den Gegenwert der Papiere vor
deren endgultiger Bezahlung nicht verfiigen Iasst.

16 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freiga-
beverpflichtung

(1) Deckungsgrenze

Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstarkung von
Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller
Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Anspriiche aus der bankmaBigen
Geschéftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe

Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht
nur vortibergehend Ubersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden
Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Hohe des die
Deckungsgrenze Ubersteigenden Betrags; sie wird bei der Auswahl frei-
zugebender Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und
eines dritten Sicherungsgebers, der fur die Verbindlichkeiten des
Kunden Sicherheiten bestellt hat, Riicksicht nehmen. In diesem Rahmen
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ist die Bank auch verpflichtet, Auftrdge des Kunden Uber die dem
Pfandrecht unterliegenden Werte auszufihren (zum Beispiel Verkauf
von Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).

(3) Sondervereinbarungen

Ist fir eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaf3stab als
der realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine
andere Grenze fur die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind
diese mafB3geblich.

17 Verwertung von Sicherheiten

(1) Wahlrecht der Bank

Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl.
Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden
Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten
Sicherungsgebers, der fiir die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten
bestellt hat, Ruicksicht nehmen.

(2) Erlésgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht

Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die
Bank dem Kunden Uber den Erlos eine Gutschrift erteilen, die als Rech-
nung fur die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und den
Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kiindigung

18 Kiindigungsrechte des Kunden

(1) Jederzeitiges Kiindigungsrecht

Der Kunde kann die gesamte Geschdftsverbindung oder einzelne
Geschéftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), fir die weder
eine Laufzeit noch eine abweichende Kiindigungsregelung vereinbart
ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen.

(2) Kiindigung aus wichtigem Grund

Ist fir eine Geschdftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende
Kiindigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kiindigung nur dann
ausgesprochen werden, wenn hierfir ein wichtiger Grund vorliegt, der
es dem Kunden, auch unter Berticksichtigung der berechtigten Belange
der Bank, unzumutbar werden lasst, die Geschaftsbeziehung fortzusetzen.
(3) Gesetzliche Kindigungsrechte

Gesetzliche Kindigungsrechte bleiben unberihrt.

19 Kiindigungsrechte der Bank

(1) Kindigung unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist

Die Bank kann die gesamte Geschaftsverbindung oder einzelne

Geschéftsbeziehungen, fir die weder eine Laufzeit noch eine abwei-

chende Kiindigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung

einer angemessenen Kundigungsfrist kindigen (zum Beispiel den

Scheckvertrag, der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei

der Bemessung der Kiindigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten

Belange des Kunden Ricksicht nehmen. Fir die Kindigung eines

Zahlungsdiensterahmenvertrags (zum Beispiel laufendes Konto oder

Kartenvertrag) und eines Depots betrégt die Kindigungsfrist mindes-

tens zwei Monate.

(2) Kindigung unbefristeter Kredite

Kredite und Kreditzusagen, fir die weder eine Laufzeit noch eine

abweichende Kindigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jeder-

zeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen. Die Bank wird bei
der Ausiibung dieses Kindigungsrechts auf die berechtigten Belange
des Kunden Ruicksicht nehmen.

Soweit das Burgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen fir die Kundi-

gung eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die Bank nur

nach MaBgabe dieser Regelungen kiindigen.

(3) Kindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer

Kindigungsfrist

Eine fristlose Kindigung der gesamten Geschaftsverbindung oder

einzelner Geschéftsbeziehungen ist zuldssig, wenn ein wichtiger Grund

vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Beriicksichtigung
der berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden lasst. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere vor,

- wenn der Kunde unrichtige Angaben Uber seine Vermégensverhétt-
nisse gemacht hat, die fur die Entscheidung der Bank Uber eine Kre-
ditgewahrung oder tGber andere mit Risiken fiir die Bank verbunde-
nen Geschéfte (zum Beispiel Aushdndigung einer Zahlungskarte) von
erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur,
wenn der Kunde fur die Kreditwirdigkeitspriifung relevante Infor-
mationen wissentlich vorenthalten oder diese gefdlscht hat und dies
zu einem Mangel der Kreditwirdigkeitspriifung gefiihrt hat oder

- wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermégensverhéltnisse
des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder ein-
zutreten droht und dadurch die Ruickzahlung des Darlehens oder die
Erfullung einer sonstigen Verbindlichkeit gegentiber der Bank — auch
unter Verwertung einer hierfir bestehenden Sicherheit - geféhrdet
ist oder

- wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstar-
kung von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser Geschafts-
bedingungen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht in-
nerhalb der von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht,

ist die Kindigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe
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bestimmten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung
zuldssig, es sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzelfalls
(§ 323 Abs. 2 und 3 BGB) entbehrlich.

(4) Kundigung von Verbraucherdarlehensvertrégen bei Verzug
Soweit das Burgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen fur die Kiindi-
gung wegen Verzugs mit der Riickzahlung eines Verbraucherdarlehens-
vertrags vorsieht, kann die Bank nur nach MaBgabe dieser Regelungen
kindigen.

(5) Kindigung von Basiskontovertragen

Die Bank kann einen Basiskontovertrag nach den jeweiligen vertragli-
chen Vereinbarungen sowie ergédnzend nach den gesetzlichen Bestim-
mungen kiindigen.

(6) Abwicklung nach einer Kiindigung

Im Fall einer Kindigung ohne Kiindigungsfrist wird die Bank dem
Kunden fiir die Abwicklung (insbesondere fiir die Riickzahlung eines
Kredits) eine angemessene Frist einrdumen, soweit nicht eine sofortige
Erledigung erforderlich ist (zum Beispiel bei der Kiindigung des Scheck-
vertrags die Rickgabe der Scheckvordrucke).

Schutz der Einlagen

20 Einlagensicherungsfonds

(1) Schutzumfang

Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes
deutscher Banken e. V. angeschlossen. Der Einlagensicherungsfonds
sichert gemafB seinem Statut - vorbehaltlich der darin vorgesehenen
Ausnahmen - Einlagen, d. h. Guthaben, die sich im Rahmen von Bankge-
schaften aus Betragen, die auf einem Konto verblieben sind, oder aus
Zwischenpositionen ergeben und die nach den geltenden Bedingungen
von der Bank zurlickzuzahlen sind. Nicht gesichert werden unter
anderem die zu den Eigenmitteln der Bank z&hlenden Einlagen, Verbind-
lichkeiten aus Inhaber- und Orderschuldverschreibungen sowie Einlagen
von Kreditinstituten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013, Finanzinstituten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, Wertpapierfirmen im Sinne des Art. 4
Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2004/39/EG und Gebietskorperschaften.
Einlagen von anderen Gldubigern als natirlichen Personen und rechtsfa-
higen Stiftungen werden nur geschitzt, wenn

(i) es sich bei der Einlage um keine Verbindlichkeit aus einer Namens-
schuldverschreibung oder einem Schuldscheindarlehen handelt und

(i) die Laufzeit der Einlage nicht mehr als 18 Monate betragt. Auf
Einlagen, die bereits vor dem 1. Januar 2020 bestanden haben, findet
die Laufzeitbeschrankung keine Anwendung. Nach dem 31. Dezember
2019 entféllt der Bestandsschutz nach vorstehendem Satz, sobald die
betreffende Einlage féllig wird, gekiindigt werden kann oder ander-
weitig zuriickgefordert werden kann, oder wenn die Einlage im Wege
einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge Ubergeht.

Verbindlichkeiten der Banken, die bereits vor dem 1. Oktober 2017
bestanden haben, werden nach MaBgabe und unter den Voraussetzun-
gen der bis zum 1. Oktober 2017 geltenden Regelungen des Statuts des
Einlagensicherungsfonds gesichert. Nach dem 30. September 2017 ent-
fallt der Bestandsschutz nach dem vorstehenden Satz, sobald die betref-
fende Verbindlichkeit féllig wird, gekiindigt oder anderweitig zurlick-
gefordert werden kann, oder wenn die Verbindlichkeit im Wege einer
Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge tGibergeht.

(2) Sicherungsgrenzen

Die Sicherungsgrenze je Glaubiger betragt bis zum 31. Dezember 2019
20 %, bis zum 31. Dezember 2024 15 % und ab dem 1. Januar 2025 8,75
% der fur die Einlagensicherung maBgeblichen Eigenmittel der Bank im
Sinne von Art. 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. Fur Einlagen, die
nach dem 31. Dezember 2011 begriindet oder prolongiert werden,
gelten, unabhédngig vom Zeitpunkt der Begriindung der Einlage, die
jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den vorgenannten Stichtagen. Fur
Einlagen, die vor dem 31. Dezember 2011 begriindet wurden, gelten die
alten Sicherungsgrenzen bis zur Félligkeit der Einlage oder bis zum
nachstmoglichen Kiindigungstermin. Diese Sicherungsgrenze wird dem
Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben. Sie kann auch
im Internet unter www.bankenverband.de abgefragt werden.

(3) Geltung des Statuts des Einlagensicherungsfonds

Wegen weiterer Einzelheiten der Sicherung wird auf § 6 des Statuts des
Einlagensicherungsfonds verwiesen, das auf Verlangen zur Verfligung
gestellt wird.

(4) Forderungsuibergang

Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zah-
lungen an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die
Bank in entsprechender Hohe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf
den Einlagensicherungsfonds Uber.

(5) Auskunftserteilung

Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm
Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskinfte
zu erteilen und Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, auBer Sonnabende und 24. und 31. Dezember.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).

Ende der Allgemeinen Geschéftsbedingungen
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Information zur auBergerichtlichen Streitschlichtung/Ombudsmannverfahren und zur
Méglichkeit der Klageerhebung

Fur die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht fuir den Verbraucher die Méglichkeit, den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen.
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit Uber einen Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Burgerlichen Gesetzbuchs) kénnen auch
Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Banken anrufen. Néheres regelt die ,Verfahrensordnung fiir die Schlichtung
von Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe”, die auf Wunsch zur Verfiigung gestellt wird oder im Internet unter www.bdb.de abrufbar
ist. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband deutscher Banken
e.V, Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Fax: 030 1663-3169, E-Mail: ombudsmann@bdb.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676¢ des Biirgerlichen
Gesetzbuchs, Art. 248 des Einfuhrungsgesetzes zum Birgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Mdglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die
Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht erhéltlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungs-
aufsicht, Graurheindorfer Strae 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Mdéglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die
Bank wird Beschwerden in Textform (z B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europdische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur auBergerichtlichen Online-Streitbeilegung (soge-
nannte OS-Plattform) bereit.

Zudem besteht die Méglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.
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Allgemeine Bedingungen und Informationen zum Fernabsatz

Einlagengeschaft

Das Kreditinstitut muss bei Vertrdgen UUber Finanzdienstleistungen, die unter ausschlieBlicher Verwendung von
Fernkommunikationsmitteln wie Brief, Telefax, Telefon oder E-Mail abgeschlossen werden, den Verbraucher vor Abgabe dessen
Vertragserklarung tiber das Kreditinstitut, das Produkt und den Fernabsatzvertrag entsprechend den Vorgaben des BGB i.V.m. dem
EGBGB informieren. Die nachfolgenden Informationen sind auf dem Stand vom August 2020 und gelten bis auf weiteres. Sie stehen
nur in deutscher Sprache zur Verfiigung.

I. Allgemeine Informationen

Bankanschrift der Greensill Bank AG ist die Martinistrale 48, 28195 Bremen. Gesetzlich vertretungsberechtigt ist der Vorstand

Herr Markus Nunnerich (Vorstandsvorsitzender), Frau Ann-Christin Rathjen und Herr Ingo Schwartz, Eintrag im Handelsregister des
Amtsgerichts Bremen, HRB-Nr. 4088, Umsatzsteueridentifikationsnummer DE 174 007 199.

Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschéften aller Art und von damit zusammenhangenden Geschaften. Die
fur die Zulassung von Kreditinstituten zusténdige Aufsichtsbehdrde ist die Européische Zentralbank, Sonnemannstr. 22, 60314
Frankfurt am Main, Deutschland; die fir den Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen zustandige Aufsichtsbehdérde ist die
Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungen (BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn.

Gemal Nr. 6 Abs. 1 der Allgemeinen Geschéftsbedingungen gilt fir den Vertragsabschluss und die gesamte Geschéftsverbindung
zwischen dem Kunden und der Bank deutsches Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtstandklausel. Die Bank ist dem
.Einlagensicherungsfonds des Bundesverbands deutscher Banken“ angeschlossen. Einzelheiten enthehmen Sie bitte Nr. 20 der
Allgemeinen Geschéftsbedingungen.

Zur auB3ergerichtlichen Streitschlichtung kann sich der Kunde schriftlich an den ,,Ombudsmann bei der Kundenbeschwerdestelle beim
Bundesverband deutscher Banken, Postfach 04 03 07, 10062 Berlin“ wenden.

Il. Informationen zum USD - Festgeld

Die Grundregeln fur die gesamte Geschéftsbeziehung zwischen Bank und Kunde sind in den ,Allgemeinen Geschéaftsbedingungen*
beschrieben. Diese und ein Auszug der Konditionen kénnen im Internet unter www.greensill-bank.com eingesehen werden. Auf
Wunsch schickt die Bank Ihnen diese Informationen zu.

1. Produktart Festgeld
2. Wahrung US - Dollar
3. Produktdaten/
Produktbeschreibung: Einmalanlage in US-Dollar, bei der Laufzeit und Verzinsung fest vereinbart sind.
4. Verzinsung Die Verzinsung ist garantiert und laufzeitabhangig.
Der aktuelle Zinssatz wird unter www.greensill-bank.com ausgewiesen.
Zinsgutschrift: Die Zinsen werden quartalsmaRig gutgeschrieben und sind bei Endfalligkeit des Vertrages
verfligbar.
5. Kosten: Er6ffnungs- und Kontofuihrungskosten der Greensill Bank AG entstehen nicht.
6. Besteuerung: Zinsertrage unterliegen nach deutschem Recht der Steuer. Ggf. ist die Bank zum Abzug und

Abfuhrung der Steuer verpflichtet. Zur Klarung steuerlicher Fragen empfehlen wir, sich mit einem
Steuerberater oder anderen steuerlichen Berater in Verbindung zu setzen.

7. Sonstiges Das Angebot richtet sich an Privatpersonen mit stindigem Wohnsitz und US-Dollar-Referenz-
Konto in Deutschland.

8. Einlagensicherungsfonds: Festgelder sind durch die gesetzliche Einlagensicherung bis umgerechnet 100.000,00 € pro
Anleger und pro Kreditinstitut abgesichert. Im Weiteren ist die Greensill Bank AG dem
Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. angeschlossen.

9. Bonitatsrisiko Der Anlagebetrag ist Giber den Einlagensicherungsfonds deutscher Banken geschiitzt.
Die aktuelle Sicherungsgrenze der Bank und weitere Informationen erhalten Sie unter
www.bankenverband.de.

Ill. Informationen Uber die Besonderheiten des Fernabsatzvertrages

Der Vertrag ist zustande gekommen, wenn der Kunde auf das seitens der Bank erklarte Angebot (z.B. per Telefon, postalisch oder
via Internet) die Annahme dieses Angebots erklart bzw. die Bank das von dem Kunden erklarte Angebot angenommen hat. Durch
die im Nachgang vorgenommene Ubersendung der Vertragsunterlagen wird der abgeschlossene Vertrag lediglich bestatigt.
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Allgemeine Bedingungen und Informationen zum Fernabsatz

Einlagengeschaft

IV. Datenschutzrechtlicher Hinweis:

Die Bank verarbeitet und nutzt die von Kunden erhobenen personenbezogenen Daten auch fiir Zwecke der Werbung oder der Markt-
oder Meinungsforschung. Sie kénnen jederzeit der Verarbeitung und Nutzung lhrer personenbezogenen Daten fiir Zwecke der
Werbung sowie der Markt- und Meinungsforschung widersprechen.

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht: Sie kénnen lhre Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Griinden mittels einer eindeutigen
Erklarung widerrufen.

Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung auf einem dauerhaften Datentréger, jedoch nicht vor Vertragsschluss und auch nicht
vor Erflllung unserer Informationspflichten gemaf Artikel 246b § 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 246b § 1 Absatz 1 EGBGB.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist gentigt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklarung auf einem dauerhaften
Datentrager (z.B. Brief, Telefax, E-Mail) erfolgt.

Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zuriickzugewahren. Sie sind zur Zahlung von
Wertersatz fir die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe |hrer Vertragserklarung auf diese
Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdricklich zugestimmt haben, dass wir vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausfiihrung
der Gegenleistung beginnen. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu fuhren, dass Sie die
vertraglichen Zahlungsverpflichtungen fir den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfillen muissen. Ihr Widerrufsrecht erlischt
vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf lhren ausdriicklichen Wunsch vollstandig erfullt ist, bevor Sie lhr Widerrufsrecht
ausgeliibt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen missen innerhalb von 30 Tagen erfiillt werden. Die Frist beginnt fir
Sie mit der Absendung lhrer Widerrufserklarung, fir uns mit deren Empfang.”

Der Widerruf ist zu richten an: Greensill Bank AG, Martinistr. 48, 28195 Bremen Fax: 0421/3075-210, E-Mail: info@greensill-
bank.com

Ende der Widerrufsbelehrung

O Bei dem Vertrag handelt es sich um einen Fernabsatzvertrag. Die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben fir die
Vertragsverhandlungen und den Vertragsabschluss im Rahmen eines fir den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder
Dienstleistungssystems ausschlie3lich Fernkommunikationsmittel verwendet.

Datum: Sachbearbeiter:

Ende der Informationsschrift
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Sonderbedingungen US-Dollar-Termingeld

1. Kontoer6ffnung

Kontoinhaber kénnen nur nattrliche Personen sein, die das 18. Lebensjahr vollendet und
lhren  Wohnsitz oder gewdhnlichen  Aufenthalt in  Deutschland  haben.
Gemeinschaftskonten werden nur flr bis zu zwei natirlichen Personen eroffnet. Sie
werden als sogenannte ,Oder-Konten® mit Einzelverfigungsberechtigung gefihrt.
Abweichende wirtschaftlich Berechtigte sind nicht zugelassen.

Personen, die die Staatsburgerschaft der Vereinigten Staaten von Amerika (USA) oder
eine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung fur die USA (Greencard) besitzen bzw. dort
steuerlich ansassig sind oder anderweitig unter die Regelungen des ,Foreign Account Tax
Compliance Act* (FATCA) fallen, sind von der Mdglichkeit des Vertragsabschlusses
ausgeschlossen. Sollte ein Kunde im Laufe der Geschéaftsbeziehung unter diese
Regelungen fallen, so hat er dies der Greensill Bank AG (im Folgenden: Bank)
unverzuglich mitzuteilen.

Die Einzahlung muss in US-Dollar von einem in Deutschland gefiihrten US-Dollar-
Referenzkonto erfolgen. Die Greensill Bank AG bietet Anlagen mit unterschiedlichen
Laufzeiten an. Die angebotenen Laufzeiten werden auf www.greensill-bank.com
ausgewiesen. Die individuelle Laufzeit wahlen Sie im Rahmen lhres jeweiligen
Anlageauftrages. Verfugungen Uber das US-Dollar-Termingeld und Erhéhungen
bestehender Termingelder sind nur in US-Dollar moglich. Diese sind jedoch wahrend des
Anlagezeitraums ausgeschlossen und nur bei Falligkeit mdglich.

Sie kdnnen bei Erteilung des Auftrages zur US-Dollar-Termingeldanlage wahlen, ob eine
automatische Wiederanlage erfolgen soll.

Haben Sie eine Prolongation gewabhlt, erfolgt bei Falligkeit des Kontos eine Wiederanlage
des urspriinglichen Anlagebetrages und der bei Falligkeit gezahlten Zinsen mit der
gleichen Laufzeit und mit dem dann aktuellen Zinssatz fur diese Laufzeit. Die Wabhl
hinsichtlich der Prolongation kann bis zwei Bankarbeitstage vor Falligkeit geandert werden.

2. Verzinsung

Die Zinsabrechnung erfolgt quartalsweise. Die Zinsen werden lhrem US-Dollar-Termingeld
in US-Dollar gutgeschrieben. Der Guthabenzins ist fest und bestimmt sich nach dem zu
Beginn des Anlagezeitraums geltenden aktuellen Zinssatz der Greensill Bank AG fir US-
Dollar-Termingelder mit entsprechender Laufzeit und gilt fir den gesamten
Anlagezeitraum der Kontoanlage bis zu deren Falligkeit. Der Anlagezeitraum beginnt mit
Gutschrift des Anlagebetrages auf dem US-Dollar-Termingeldkonto.

Zinsen werden nach der deutschen Zinsmethode (30/360) berechnet. Dies bedeutet, dass
jeder volle Monat mit 30 Tagen und das volle Jahr mit 360 Tagen berechnet wird.
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3. Steuern

Gemal den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen nimmt die Bank den Abzug der
Abgeltungssteuer und den Abzug des Solidaritatszuschlages vor. Sofern Sie der
automatischen Ubermittlung Ihres Kirchensteuermerkmales durch das Bundeszentralamt
fur Steuern an die Bank nicht widersprochen haben, behélt die Bank auch die auf die
Abgeltungssteuer entfallende Kirchensteuer ein. Die einbehaltenen Steuern und Abgaben
fuhrt die Bank ordnungsgemafld an das Finanzamt ab. Der Abzug von Steuern und
Abgaben erfolgt nicht oder nur teilweise, wenn Sie der Bank einen entsprechenden
Freistellungsauftrag oder eine Nichtveranlagungsbescheinigung des fir Sie zustandigen
Wohnsitzfinanzamts im Original vorlegen.

Steuern auf Zinsertrage fir Anlagen in USD werden in Euro abgefuhrt. Dabei erfolgt die
Umrechnung der Habenzinsen des Fremdwahrungskontos fiir die Ermittlung von
KapSt/Soli/ ggf. Kirchensteuer aus steuerrechtlichen Griinden zum Devisenbriefkurs zum
Zeitpunkt der Abrechnung.

Kunden ohne Wohnsitz und gewdhnlichem Aufenthalt in  Deutschland (sog.
Steuerauslander) unterliegen nach dem deutschen Steuerrecht nur einer beschrankten
Steuerpflicht. Eine Steuer wird flr Steuerauslander von der Bank nicht abgefiuhrt. Es
obliegt dem Steuerzahler, in seinem Staat die Zinsertrage zu versteuern. Zur Klarung
steuerlicher Fragen empfehlen wir, sich mit einem Steuerberater oder anderen
steuerlichen Beratern in Verbindung zu setzen. Die Eigenschaft als Steuerauslander muss
nachgewiesen werden.

4. Verfuigung und Auftrage

Auftrage kdnnen der Bank nur schriftlich erteilt werden. Einzahlung und Verfigung sind
nur tber eines in US-Dollar gefiihrten Referenzkontos in Deutschland maglich.

Konten kénnen auf Anweisung gesetzlich legitimierter Organe gepfandet werden. Die
vertragliche Abtretung, Verpfandung oder die sonstige Ubertragung von Rechten aus den
Konten ist jedoch nicht zulassig und wird ausdriicklich ausgeschlossen.

5. Verfluigungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenuber der Bank auf die
Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtliche Berechtigung in
geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte
Abschrift der letztwilligen Verfigung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehoriger
Er6ffnungsniederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfiigen lassen und
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insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt
ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des

Testaments) nicht verfligungsberechtigt ist oder wenn ihr dies infolge Fahrlassigkeit nicht
bekannt geworden ist. Die Bank ist berechtigt, von Erben, die keinen inlandischen Wohnsitz
in Deutschland haben, eine steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung zu fordern. Fir
nicht in deutsch verfasste Dokumente kann die Bank eine beglaubigte Ubersetzung in
deutscher Sprache verlangen.

6. Vorzeitige Auflésung

Eine vorzeitige Auflosung vor Falligkeit ist nicht vorgesehen.

7. Gebihren und Entgelte

Eroffnung und Fihrung der Konten sind kostenlos. Wenn Sie eine im Preis- und
Leistungsverzeichnis aufgefuhrte Leistung in Anspruch nehmen, fallen die zu diesem
Zeitpunkt aktuell angegebenen Entgelte an. Gegebenenfalls anfallende Kosten (z.B.
Uberweisungsgebiihren anderer Banken) sowie eigene Kosten (z.B. Telekommunikation,
Porto) tragen Sie selbst.

8. Bekanntgabe und Wirksamkeit von Anderungen in der Geschaftsbeziehung

Erganzend zu den Sonderbedingungen fir das US-Dollar-Termingeld gelten die
Allgemeinen Geschaftsbedingungen der Greensill Bank AG sowie das jeweils giltige
Preis- und Leistungsverzeichnis.

9. Die Informationen zum Fernabsatz und Widerrufsbelehrung, zum Beschwerde- und
auRRergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren sowie Datenschutz finden sich auf den
entsprechenden separaten Dokumenten.
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Beschwerde- und aul3ergerichtliches Streitbeilegungsverfahren

. Vorwort

Die Zufriedenheit unserer Kunden steht an erster Stelle. Es ist uns wichtig, lhnen die Méglichkeit zu
geben, Kritik zu &uBern. Wir haben daher eine Beschwerdestelle eingerichtet und Malinahmen zum
Beschwerdemanagement vorgesehen. Ziel unseres Beschwerdemanagements ist es, die angemes-
sene und zeitnahe Bearbeitung von Kundenbeschwerden sicherzustellen. Eingegangene Beschwer-
den werden ausgewertet, um wiederkehrende Fehler oder Probleme zu beheben. Damit wollen wir
eine langfristige, auf Zufriedenheit aufbauende Kundenbindung sicherstellen.

. Unser Beschwerdeverfahren
Der Kunde hat folgende aufRergerichtliche Mdglichkeiten:

(1) Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde unmittelbar an die Greensill Bank AG wen-
den. Fur die Bearbeitung der Beschwerde bendtigen wir die folgenden Angaben:

- Vollstdndige Kontaktdaten des Beschwerdefuhrers (Adresse, Telefonnummer,
ggf. E-Mail-Adresse)

- Beschreibung des Sachverhaltes

- Formulierung des Begehrens bzw. die Angabe, was mit der Beschwerde erreicht werden
soll (Fehlerbehebung, Verbesserung von Dienstleistungen, Klarung einer Meinungsver-
schiedenheit)

- Kopien der zum Versténdnis des Vorganges notwendigen Unterlagen

- Sofern sich der Beschwerdefiihrer namens und im Auftrag einer anderen Person an die
Greensill Bank AG wendet, eine Vollmacht fur die Vertretung dieser Person.

(2) Dieser Ablauf erwartet Sie:
a. Eingang einer Beschwerde
erste Ruckmeldung an Einreicher binnen 10 Arbeitstagen
interne Prifung des Sachverhaltes
Entscheidung Uber weitere Vorgehensweise
Mitteilung der Entscheidung
Bei ablehnender Entscheidung Ubersendung des Kundenformulars ,Beschwerde-
und aulergerichtliches Streitbeilegungsverfahren zusammen mit der Mitteilung

~0o0oT

Die Beschwerde reichen Sie bitte per Brief, Fax oder E-Mail bei der Bank ein:

Greensill Bank AG
Beschwerdemanagement
MartinistralRe 48
28195 Bremen

Fax: +49 (0) 421 3075 220

E-Mail: beschwerden@qreensill-bank.com
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Die Greensill Bank AG ist bemiiht, Ihre Beschwerde so schnell wie méglich zu beantworten.
Nach spatestens 10 Arbeitstagen bekommen Sie eine erste Nachricht. Sollten wir lhr Anliegen
bis dahin nicht geklart haben, nennen wir Ihnen die voraussichtliche Bearbeitungsdauer. Bitte
beachten Sie, dass komplexe Fragestellungen und Sachverhalte einer griindlichen Recherche
bedirfen. Wir beantworten Beschwerden in der von Ihnen gewéahlten Kommunikationsform.

(3) Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle des
Bundesverbandes deutscher Banken e.V. (Bankenverband) teil. Fir die Beilegung von
Streitigkeiten mit der Greensill Bank AG besteht fur Privatkunden die Mdglichkeit, sich an
den Ombudsmann fur die privaten Banken zu wenden.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit Gber einen Zahlungsdienstevertrag (8
675f des BGB), kdnnen auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der
privaten Banken anrufen.

Naheres regelt die ,Verfahrensordnung des Ombudsmanns der privaten Banken®, die im Inter-
net unter https://www.bankenverband.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist in Textform zum
Beispiel mittels Brief, Fax oder E-Mail an den

Bundesverband deutscher Banken
Ombudsmann der privaten Banken
Geschaftsstelle
Postfach 04 03 07
10062 Berlin

Fax: +49 (0) 30 1663-3169

E-Mail: ombudsmann@bdb.de

zu richten.

(4) Zudem besteht die Méglichkeit, sich Uber VersttRe der Bank aus dem Anwendungsbe-
reich des Zahlungsdiensterechts (88 675c bis 676c BGB, Artikel 248 des Einfihrungsge-
setzes zum BGB, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes) mit einer Beschwerde an die

Schlichtungsstelle bei der
Bundesanstalt fir
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Referat ZR3
Graurheindorfer Straf3e 108
53117 Bonn

Fax: +49 (0) 228 4108-62299

E-Mail; schlichtungsstelle@bafin.de

Zu wenden.

Informationen tber die Schlichtung erhalten Sie unter: https://www.bafin.de

Die Verfahrensordnung ist dort erhaltlich.
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(5) Die Deutsche Bundesbank hat ebenfalls eine Verbraucherschlichtungsstelle eingerichtet.
Ein Merkblatt und ein Schlichtungsantrag stehen auf der Internetseite https://www.bun-
desbank.de zum Download zur Verfliigung.

Eine Beschwerde ist in Textform, z.B. Brief, Fax oder E-Malil, zu richten an die

Deutsche Bundesbank
Schlichtungsstelle
Wilhelm-Epstein-StralRe 14
60341 Frankfurt am Main

Fax: +49 (0) 69 709090-9901
E-Mail: schlichtung@bundesbank.de
(6) Die Europaische Kommission hat unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Platt-
form zur auRergerichtlichen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-Plattform) errichtet.

Die OS-Plattform kann ein Verbraucher fiir die auf3ergerichtliche Beilegung einer Streitig-
keit aus Online-Vertragen mit einem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen.

(7) Daruber hinaus besteht die Mdglichkeit der Einreichung einer zivilrechtlichen Klage.

Il Sonstiges

(1) Die Bearbeitung von Beschwerden ist kostenfrei.
(2) Die vorliegenden Grundséatze werden in regelmafigen Abstéanden uberpruft.
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Greensill Bank AG

Sonderbedingungen fiir Gemeinschaftskonten

1 Einzelverfigungsrecht der Kontoinhaber (Oder-Konto)

1.1 Jeder Kontoinhaber ist allein berechtigt:

— Uber das jeweilige Guthaben sowie Uber etwa den Kontoinhabern gemeinsam eingerdumte Kontotiberziehungen auf dem vorstehend angegebe-
nen Konto zu verfiigen und dariber hinaus voriibergehende geduldete Uberziehungen im bankiiblichen Rahmen herbeizufiihren;

- weitere Gemeinschaftskonten und Gemeinschaftsdepots mit Einzelverfligungsberechtigung fur die Kontoinhaber zu den getroffenen Vereinba-
rungen zu er6ffnen; die Bank wird die anderen Kontoinhaber hiertiber unterrichten;

- Konto-/Depotauszlige, Rechnungsabschlisse sowie Wertpapieraufstellungen, sonstige Abrechnungen und Anzeigen fiir die Kontoinhaber entge-
genzunehmen, zu prifen und anzuerkennen sowie den gesamten das Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel fiir die Kontoinhaber ver-
bindlich zu unterzeichnen;

— im Fall des Ablebens eines der Kontomitinhaber tGber das jeweilige Guthaben auch ohne Mitwirkung der Erben zu verfiigen; eine Auflosung oder
Umschreibung wird die Bank nur zulassen, wenn alle Gberlebenden urspriinglichen Kontomitinhaber dies verlangen (vgl. Nummer 1.5).

1.1.1 Kreditvertrdge und eingerdumte Kontouberziehungen
Fur den Abschluss und die Anderung von Kreditvertrdgen und eingerdumten Kontoliberziehungen zulasten der Konten ist die Mitwirkung aller
Kontoinhaber erforderlich.

1.1.2 Termingeschéfte
Zum Abschluss und zur Durchfiihrung von Termingeschéaften zulasten der Gemeinschaftskonten bedarf es einer Vereinbarung mit allen Kontoinha-
bern.

1.1.3 Erteilung und Widerruf von Vollmachten

Eine Kontovollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemeinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der Kontoinhaber fuhrt zum Er-
I6schen der Vollmacht. Uber den Widerruf ist die Bank unverziglich und aus Beweisgriinden méglichst in Textform zu unterrichten. Vollmachten, die
ein Kontomitinhaber vor der Eréffnung des Gemeinschaftskontos erteilt hat, getten nur dann, wenn der andere Kontomitinhaber dem zustimmt.

1.1.4 Kontoauflosung
Eine Auflésung der Gemeinschaftskonten kann nur durch alle Kontoinhaber gemeinschaftlich erfolgen. Eine Ausnahme hiervon besteht im Todesfall
eines Kontoinhabers (vgl. Nummer 1.5).

1.2 Gesamtschuldnerische Haftung
Far die Verbindlichkeiten aus Gemeinschaftskonten haften die Kontoinhaber als Gesamtschuldner. Die Bank kann daher von jedem einzelnen Konto-
inhaber die Erfillung sémtlicher Anspriiche fordern.

1.3 Widerruf der Einzelverfiigungsberechtigung

Jeder Kontoinhaber kann die Einzelverfigungsberechtigung eines anderen Kontoinhabers mit Wirkung fur die Zukunft der Bank gegeniiber - aus
Beweisgriinden mdglichst in Textform - widerrufen. In diesem Fall kénnen alle Kontoinhaber nur noch gemeinschaftlich Gber die Gemeinschafts-
konten verfiigen. Die Bank wird die anderen Kontoinhaber hiertber unterrichten.

1.4 Kontomitteilungen

Kontomitteilungen werden in der vereinbarten Form tbermittelt. Wenn eine unmittelbare Benachrichtigung geboten ist (z. B. bei Nichtausfiihrung
von Zahlungsverkehrsauftragen), wird die Bank die Mitteilung an die im Vertrag angegebene Postanschrift versenden. Konto- und Kreditkiindigun-
gen sowie die Ankindigung solcher MaBnahmen werden jedem Kontoinhaber zugeschickt. Jeder Kontoinhaber kann verlangen, dass auch ihm
kiinftig alle Kontomitteilungen zusatzlich tbermittelt werden.

1.5 Tod eines Kontoinhabers

Nach dem Tod eines Kontomitinhabers bleiben die Befugnisse der anderen Kontoinhaber unverdndert bestehen. Jedoch kénnen die Uberlebenden
Kontoinhaber ohne Mitwirkung der Erben Gemeinschaftskonten auflésen oder auf ihren Namen umschreiben lassen.

Die Rechte des Verstorbenen werden durch dessen Erben gemeinschaftlich wahrgenommen. Das Recht zum Widerruf der Einzelverfiigungsberechti-
gung steht jedoch jedem einzelnen Miterben zu. Widerruft ein Miterbe, bedarf jede Verfligung tber Gemeinschaftskonten seiner Mitwirkung. Wi-
derrufen mehrere Miterben die Einzelverfligungsberechtigung eines Kontoinhabers, so kénnen samtliche Kontoinhaber nur noch gemeinschaftlich
mit den widerrufenden Miterben Uber die Gemeinschaftskonten verfligen.

2 Gemeinschaftliches Verfiigungsrecht (Und-Konto)

2.1 Verfigungsrechte

Die Kontoinhaber sind nur gemeinschaftlich berechtigt:

- Uber das jeweilige Guthaben zu verfliigen oder es auf den Namen eines Kontoinhabers umschreiben zu lassen;

- Verbindlichkeiten zulasten von Gemeinschaftskonten unter gesamtschuldnerischer Haftung der Kontoinhaber einzugehen.
Eine Anderung der Verfigungsberechtigung kann von den Kontoinhabem nur gemeinschaftlich vorgenommen werden.

2.2 Erteilung und Widerruf von Vollmachten
Eine Kontovollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemeinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der Kontoinhaber flihrt zum Erl6-
schen der Volimacht. Uber den Widerruf ist die Bank unverziiglich und aus Beweisgriinden mdéglichst in Textform zu unterrichten.

2.3 Er6ffnung weiterer Gemeinschaftskonten
Jeder Kontoinhaber ist allein berechtigt, weitere Konten und Depots fiir die Kontoinhaber mit gemeinschaftlicher Verfligungsberechtigung zu den
getroffenen Vereinbarungen zu eréffnen. Die Bank wird die anderen Kontoinhaber hierliber unterrichten.

2.4 Gesamtschuldnerische Haftung
Far die Verbindlichkeiten aus Gemeinschaftskonten haften die Kontoinhaber als Gesamtschuldner. Die Bank kann daher von jedem einzelnen Konto-
inhaber die Erfillung sémtlicher Anspriiche fordern.

2.5 Kontomitteilungen

Kontomitteilungen werden in der vereinbarten Form tbermittelt. Wenn eine unmittelbare Benachrichtigung geboten ist (z. B. bei Nichtausfiihrung
von Zahlungsverkehrsauftragen), wird die Bank die Mitteilung an die im Vertrag angegebene Postanschrift versenden. Konto- und Kreditkiindigun-
gen sowie die Ankiindigung solcher MaBnahmen werden jedem Kontoinhaber zugeschickt. Bei Angabe nur eines Zustellungsempfangers ist dieser
berechtigt, Konto-/Depotausziige, Rechnungsabschlisse sowie Wertpapieraufstellungen und sonstige Abrechnungen und Anzeigen fiur die
Kontoinhaber entgegenzunehmen, zu priifen und anzuerkennen sowie den gesamten ein Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel fir die
Kontoinhaber verbindlich zu unterzeichnen. Wird der Bank von dem anderen Kontoinhaber erklart, dass ihm diese Mitteilung ebenfalls zugeleitet
werden soll, so sind die Kontoinhaber nur gemeinschaftlich berechtigt, Konto-/Depotausziige, Rechnungsabschliisse sowie Wertpapieraufstellungen
und sonstige Abrechnungen und Anzeigen fur die Kontoinhaber entgegenzunehmen, zu prifen und anzuerkennen sowie den gesamten das
Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel fiir die Kontoinhaber verbindlich zu unterzeichnen.

2.6 Tod eines Kontoinhabers
Nach dem Tod eines Kontomitinhabers kénnen die anderen Kontoinhaber nur gemeinschaftlich mit den Erben des Verstorbenen tber die Gemein-
schaftskonten verfiigen und eine Auflésung oder Umschreibung verlangen, sofern keine abweichende Regelung getroffen worden ist.
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Coupon fur POSTIDENT durch Postfiliale

zur ldentitatsfeststellung in einer Postfiliale fur

Nehmen Sie diesen Coupon und lassen Sie sich beiei  ner
Postfiliale mit einem gultigen Personalausweis oder Reisepass
identifizieren, um lhre Identifizierung abzuschlieR  en.

POSTIDENT

Filiale fur POSTIDENT finden auf: www.deutschepost.de

Deutsche Post 0

VF/ &\ N
Hinweise fur Filialmitarbeiter:
= Barcode einscannen / VGA 1611/PI aufrufen
021777 012191

= Abrechnungs- und Referenznummer eingeben

Abrechnungsnummer

50/0,1,9,1/3,2,2,12,3,7,0,1

Referenznummer

O [ O N A R B B
= Identifizierung (VGA 1611 / Postident ,Basic") durchfiihren
= Diesen Coupon nach der Identifizierung

datenschutzkonform entsorgen.

MaV: Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Mitarb  eiter-Hotline




	11: 
	12: 
	13: 
	14: 
	15: 
	2: Off
	3: 
	4: 
	5: 
	6: 
	7: 
	8: 
	1: Off
	10: 
	16: Off
	17: Off
	18: 
	19: 
	20: 
	21: 
	22: 
	23: 
	9: Off
	25: 
	26: 
	27: 
	28: 
	29: 
	30: 
	24: Off
	31: Off
	33: Off
	34: Off
	36: Off
	35: Off
	37: Off
	38: 
	39: 
	32: Off
	41: 
	42: 
	40: Off
	43: Off
	45: 
	46: 
	48: 
	47: 
	44: Off
	50: Off
	51: Off
	52: Off
	53: Off
	71: 
	77: 
	81: Off
	78: Off
	76: Off
	75: Off
	74: Off
	73: Off
	72: 
	70: 
	79: 
	80: 
	82: 
	100: 
	101: Off
	102: 
	103: 
	B0002080: 
	B0022844: Greensill Bank AG, Martinistr. 48, 28195 Bremen
info@greensill-bank.com
	B0022845: Jörg Kockert, Martinistr.48, 28195 Bremen
datenschutz@greensill-bank.com
	B0022858: info@greensill-bank.com
	903: 

    Greensill Bank AG
    Martinistr. 48
    28195 Bremen
	902: 
	901: 
	900: 
	904: Off
	905: 
	68: 
	67: Off
	66: Ja
	65: Ja
	64: Ja
	63: Ja
	62: Ja
	61: Ja
	60: Off
	59: Off
	58: Off
	57: Off
	49: 
	54: 
	55: 
	56: 
	Anzeigename: 
	Abrechnungsnummer:  5  0   0   1    9   1   3   2   2   1   3   7   0   1
	Referenznummber:  0


